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EIGENTUMSVORBEHALT 

Die Zeitschrift bleibt Eigentum der LATEINAMERIKA- 
NACHRICHTREN GbR, bis sie dem Gefangenen per 
sönlıch ausgehändigt ist. "Zur-Habe-Nahme‘ ist keine 
persönliche Aushändigung im Sinne des Eigentumsvor- 
behalts. Wird die Zeitschrift dem Gefangenen nicht 
persönlich ausgehändigt, ist sie dem Absender unter 
Angabe der Gründe der Nichtaushändigung umgehend 
zurückzusenden. 


Zu diesem Heft u 2 

Anfang Mai besuchte der Präsident der Vereinigten Staaten von 
Amerika die Bundesrepublik Deutschland. Warum konnte er 
nicht auch bei uns so gebührend empfangen werden wie da- 
nach in Spanien oder wie der Papst in den Niederlanden? Die 
entlarvenden Peinlichkeiten im Vorfeld des Reagan-Besuches 
auf dem deutschen Soldatenfriedhof in Bitburg sind noch in 
Aller Ohren. Doch der "Gipfel" der Unverschämtheiten des ame- 
rikanischen Regenten war die Verkündung des Handelskrieges 
gegen Nicaragua in Bonn, genau 40 Jahre nach Beendigung 
des Zweiten Weltkrieges. Nicht zuletzt die unkritische Haltung 
der Bundesregierung zu diesem Punkt hat verdeutlicht, wie 
ernst es bestimmte Leute mit der Forderung "Nie wieder Krieg 
von deutschem Boden" nehmen. 

Auch in einem anderen Punkt wurde die Doppelbödigkeit von 
Politikeräußerungen deutlich: Auf dem Weltwirtschaftsgipfel, 
dem Hauptanlaß des Reagan-Besuches in der BRD, wurde laut- 
stark die Bedeutung des "freien" Welthandels unterstrichen, 
was Mr. President nicht daran hinderte, unmittelbar vorher 
Nicaragua mit einem für dieses kleine Land schwerwiegenden 
Wirtschaftsembargo zu belegen. Dies läßt sich wohl nur mit 
dem "Freiheits"-Begriff des Herrn Reagan vereinbaren. 

Und mit diesem seinem Freiheitsbegriff steht der mächtigste 
Mann der größten Wirtschafts- und Militärmacht keineswegs 
allein. Nicht zuletzt der Chef des kleinsten Staates mit Sitz 
auf dem Heiligen Stuhl leistet der US-Politik wirkungsvolle 
Schützenhilfe. Die unheilige Allianz des Reagano-Papismus 
zeigt sich weniger in der Übereinstimmung zwischen First-Lady 
Nancy und JoPa zwo, stärker gegen den Drogenmißbrauch in 
der Welt zu Felde zu ziehen, als in den jüngsten Kardinalser- 
nennungen. Allen neuen Kardinälen ist gemein, daß sie dem 
konservativen Flügel der Katholischen Kirche zuzurechnen sind, 
sei es in Wrozlav, Utrecht, Madrid oder anderen Orten dieser 
Welt. 

In Lateinamerika erhielten der rechte venezolanische Erzbischof 
Castillo Lara, der farblose und unbeholfene Kirchenfürst von 
Santiago de Chile, Fresno, und der Erzbischof von Managua, 
Obando y Bravo, die Kardinalswürde. Gerade die Ernennung 
des Letzgenannten ist von besonderer politischer Relevanz: 
Obando y Bravo ist heute ein erklärter Gegner der sandinisti- 
schen Regierung und Unterstützer der Contras. 

Die Tatsache, daß Managua bisher nie den Rang eines Kardi- 
nalssitzes hatte, unterstreicht die Aufwertung der US-gestützten 
anti-sandinistischen Aggression in Mittelamerika durch den 
Heiligen Vater. Auch im Vatikan zählt eben politisches Kalkül 
mehr als die allzu oft beschriene christliche Nächstenliebe. 


A 


NICARAGUA 


Krise der Wirtschaft — 
Gefahr für die Revolution? 


Die USA spielen die Auswirkungen ihres Handelsembargos, das von 
der Suspendierung des Luft- und Schiffsverkehrs und der Kündigung 
eines Freundschaftsvertrages (immerhin einmal ehrlich) begleitet 
wurde, herunter. Auch hiesige Medien verkünden, daß die Probleme, 
die Nicaragua daraus erwachsen, vergleichsweise gering seien. 
Offensiehtlich sollen die weltweiten Proteste begrenzt werden und 
die schwierige wirtschaftliche Lage nicht auf die Kampfmaßnahmen 
der USA (die ja auch nicht erst im Mai ’85 begannen), sondern auf 
die falsche Politik der Sandinisten zurückgeführt werden, 

In diesem Artikel soll - quasi um ein paar Rahmendaten zum Embar- 
go zu geben - auf die Probleme der nicaraguanischen Wirtschaft 
eingegangen werden, vor allem aber auf die Außenwirtschaftsbezie- 
hungen. 


Somoza hinterließ der Revolution nicht nur ein zer- 
störtes Land, 1,6 Mrd. Dollar Schulden und geplün- 
derte Kassen, sondern auch eine verzerrte Wirtschafts- 
struktur. Diese war v,a, geprägt durch eine Export- 
produktion, die für einige Agrarerzeugnisse (Baumwol- 
le, Zucker, Fleisch, Kaffee) die besten Böden kon- 
zentrierte,und eine große Abhängigkeit von Importen 
für diese Landwirtschaft, die in den 60er Jahren ent- 
standene Industrie und die Energieversorgung. Die 
Wirtschaftspolitik der Sandinisten nach dem Triumph 
bestand aus einer Doppelstrategie aus der Reakti- 
vierung des bestehenden Produktionsapparates einer- 
seits (um die Güterversorgung zu sichern und die an- 
gesichts der bestehenden Strukturen notwendigen Im- 
porte bezahlen zu können), andererseits aus der 
Transformation der Wirtschaftsstrukturen hin zu stär- 
kerer Selbstversorgung und stärkerer Integration der 
nationalen Wirtschaft (z,B, Verflechtung von Land- 
wirtschaft und Industrie; vgl. den Artikel von Mi- 
chael Rediske in Nr,7 der "Peripherie"). Diese Trans- 
formation zielte bezüglich des Außenhandels zum einen 
auf eine Veränderung der Zusammensetzung des Exports 
(z.B. Grundnahrungsmittel nach Erlangung der Selbst- 
versorgung, agro-industrielle Produkte), zum anderen 
auf die Diversifizierung der Abhängigkeit von den 
Handelspartnern. Zwischen 1944 und 1972 war der An- 
tejl der nicaraguanischen Exporte in die USA bereits 
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von 91% auf 33% gesunken, Folge der Re-Orientierung 
auf Europa nach dem Krieg (Kaffee), des Diversifizie- 
rungsprozesses in der Landwirtschaft (v.a. Baumwolle 
und des Gemeinsamen Mittelamerikanischen Marktes, in 
dessen Rahmen die Industrialisierung vor sich ging. 


KRIEG GEGEN DEN STRUKTURELLEN WANDEL 


Das Bemühen der Sandinisten, die Abhängigkeit von Im- 
porten aus und Exporten in die USA weiter zu reduzie- 
ren, wurde von der anderen Seite durch mehrere Schrit- 
te abrupt "gefördert", Die bekanntesten sind die Sper- 
rung von Krediten für die Lieferung von Weizen, der 
vertragswidrige Rückzug der Standard Fruit aus der 
Vermarktung nicaraguanischer Bananen Ende 1982 und 

die fast völlige Suspendierung des Imports nicaragu- 
anischen Zuckers durch die USA 1983 (von vorher 59000 
Tonnen jährlich auf 6000 Tonnen). Diese Schritte konn- 
ten auf die eine oder andere Weise ausgeglichen wer- 
den: So gelang es, die Bananenproduktion über neue 
Vermarktungskanäle in die USA zu bringen, Beim Zucker 
sprangen kurzfristig Algerien und der Iran als Abneh- 
mer ein. 


Während die Wirkung dieser Teilembargos also reduziert 
werden konnten, belasteten eine Reihe anderer Faktoren 
die nicaraguanische Wirtschaft: die Schäden des Be- 
freiungskrieges gegen Somoza, die direkten und indi- 
rekten Kosten der Aggression, die Naturkatastrophen 
1982, die Kreditblockaden internationaler Organisa- 
tionen, die Streichung von Handelskrediten und Inve- 
stitionsbürgschaften durch die USA, die Kapitalflucht, 
die Abwanderung von Fachkräften und die "Experimen- 
tierkosten" der gesellschaftlichen Transformation, 


Unter dem Druck der militärischen Aggression und der 
wirtschaftlichen Boykottmaßnahmen gewann gegenüber 
der Doppelstrategie Reaktivierung + Transformation 
seit Ende 1982 immer mehr die Notwendigkeit an Ge- 
wicht, die knappen Ressourcen im Rahmen einer Kriegs- 
wirtschaft zu verteilen. Das hieß z2.B., Grundbedürf- 
nisgüter noch stärker gegenüber "Luxusgütern" zu be- 
günstigen (und "Luxus" ist ja ein relativer Begriff) 
sowie die staatlichen Ausgaben für die Verteidigung 
zu erhöhen. Der Anteil des Militärbudgets am Staats- 
haushalt stieg von knapp 7% (1980 und 1981) über 

13% (1982), 1% (1983) und 25% (1984) auf etwa 40% 
in diesem Jahr. Das bedeutet z.B., daß Investitions- 
entscheidungen stark von militärischen Notwendigkei- 
ten (z.B. Straßenbau nach Gesichtspunkten der Trup- 
penbeweglichkeit) geprägt werden und der Spielraum 
für strukturverändernde Investitionen enger wird. 
Neben einigen, kurz nach dem Triumph begonnenen 
Großprojekten in den Bereichen Energie, Verkehr und 


Agro-Industrie gewann daher für die strukturelle 
Transformation die Agrarreform immer größeres Ge- 
wicht, da sie das entscheidende Mittel sein sollte, 
die Produktion für den Binnenmarkt zu erhöhen. Dies 
gelang bei den meisten, jedoch nicht bei allen Pro- 
dukten. Besonder& Probleme bei der Erhöhung des Pro- 
Kopf-Konsums ergaben sich bei Mais, Rindfleisch und 
Milch, 


DIE AUSSENWIRTSCHAFTLICHEN PROBLEME ÄUSSERN SICH IN 
DER DEVISENLÜCKE 


Unter diesen Umständen konnte es kaum gelingen, die 
Exporterlöse wesentlich zu erhöhen. Hinzu kommen die 
direkten Schäden der militärischen Aggression, die 
sich in Erntezeiten gezielt auf die Exportproduktion 
richtete, und die Anfang der 80er Jahre stark sin- 
kenden Preise für die nicaraguanischen Exportprodukte 
(1984 gab es eine leichte Verbesserung). Unabhängig 
von den verschiedenen Formen politisch bedingten 
Drucks wirkt sich in Nicaragua - wie auch in anderen 
Ländern der Region - nämlich die Abhängigkeit von 
einigen wenigen Exportprodukten sehr negativ aus, 
Gegenwärtig ist aus dem traditionellen Exportkorb 
allein der Kaffee mit relativ günstigen Preisen ein 
Lichtblick. Der Weltmarktpreis für Zucker ist: demge- 
genüber angesichts einer Überproduktion (2.T. zurück- 
zuführen. auf die zunehmende Verwendung von syntheti- 
schen Süßstoffen und solchen auf Maisbasis) von unge- 
fähr 30 Dollar pro Quintal (= 46 kg) über 4,5 Dollar 
(1984) auf 3,6 Dollar im Februar 1985 gerutscht und 
liegt unter den Produktionskosten, Die USA werden 
1985/86 nur noch ein Drittel der Menge mittelameri- 
kanischen Zuckers einführen, die sie Ende der 70er 
Jahre importierten, 


Der Weltmarktpreis für Baumwolle sank von Mitte 1983 
bis Anfang 1985 von 80 auf 64 Dollar pro Quintal: 
"Ülberangebot", Darüber hinaus wird die nicaraguani- 
sche Baumwollproduktion in diesem Jahr v.a. wegen 
fehlender Inputs und daraus folgender sinkender Pro- 
duktivität zurückgehen, Was das Schwanken der Welt- 
marktpreise für Nicaragua bedeutet, wird klar, wenn 
der Anteil der genannten Produkte am Export des Lan- 
des betrachtet wird: 36% (Kaffee), 26% Baunwolle) 
und 7,5% (Zucker) im Jahre 1983. 


Gleichzeitig konnten die Importe kaum gesenkt wer- 
den; sie sind seit Jahren fast doppelt so hoch wie 
die Exporte. Den Hauptteil der Importe machen Roh- 
stoffe, Vorprodukte und Maschinen für die Industrie 
(zusammen 1982 etwa 57%), Baumaterialien (6%) sowie 
dauerhafte (6%) und nicht dauerhafte (15%) Konsum- 
güter aus. Neben der ökonomischen Struktur, die kon- 
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tinuierliche Importe von Produktionsinputs erfordert, 
sind es auch die herrschenden Konsummuster, die nicht 
ohne Schaden für die Bündniskonzeption der Sandinisten 
ignoriert werden können und die eine drastische Reduk- 
tion der Außenhandelsabhängigkeit verbieten. 


Bei der Kaffeernte 


Versuche, das Devisenproblem durch eine Verstärkung 
des Tauschhandels, v.a. mit den mittelamerikanischen 


und den sozialistischen Ländern sowie mit Argentinien 


und Brasilien, zu verringern, können einige Lücken 
füllen, angesichts der aktuellen Importnotwendigkei- 
ten aber auch nur begrenzte Wirkung haben, 


Neben den strukturellen und den extern bedingten Ur- 
sachen trug aber auch die expansive Politik nach 1979 
zu einer stark wachsenden Verschuldung bei. Sie stieg 
mittlerweile auf etwa 4 Mrd. Dollar; Nicaragua trägt 
im Vergleich zu den #xporteinnahmen die höchste Schul- 
denlast Lateinamerikas. Durch die relativ günstigen 
Umschuldungsbedingungen, die 1981/82 in Verhandlungen 
mit den Gläubigern erzielt wurden, konnte Nicaragua 
zunächst eine Atempause erlangen,.. Aber schon die Ra- 


ten, die Nicaragua als Gegenleistung für die Stundung 
von Tilgung und Zinsen zahlen mußte, konnte das Land 
1984 nicht vollständig aufbringen, Verhandlungen um 
eine Verlängerung des Moratoriums sind zunächst ge- 


scheitert. 


Der Mangel an Devisen ist auch das Hauptproblem in 
der Produktion, da vieie Industriebetriebe notwendige 
Ersatzteile und Vorprodukte nicht importieren können 
und daher stillstehen oder mit geringer Produktivität 
arbeiten. Die hohen Staatsausgaben, bei denen die Aus- 
gaben für Verteidigung, £rziehung, Gesundheit und die 
Subventionen für Grundbedarfsgüter einen hohen Anteil 
ausmachen (1982-84 dienten 7 Mrd. Cordobas der 60 Mrd. 
staatlicher Ausgaben den Subventionen), konnten bei 
weitem nicht durch die Einnahmen gedeckt werden. 1983 
betrugen die Einnahmen des Staates nur etwas über die 
Hälfte der Ausgaben. Das Haushaltsdefizit machte da- 
mit: 27,5% des Bruttoinlandsprodukt aus. 


VERZWEIFELTE WIRTSCHAFTLICHE MASSNAHMEN 


Die Maßnahmen, die im Februar 1985 verkündet wurden 
(Streichung der Subventionen, Preiserhöhungen, Ab- 
wertung, Einfrierung der Staatsausgaben, vgl. LN 136), 
dienen vor diesem Hintergrund vor allem dazu, mehr 
Produktionsanreize zu geben und die Inflation zu be- 
kämpfen. Die harten Konsequenzen dieser Maßnahmen 
wurden durch differenzierte Lohnerhöhungen "abgemil- 
dert". In wichtigen Unternehmen werden besondere, von 
den Gewerkschaften verwaltete Läden eingerichtet, de- 
ren Versorgung das Binnenhandelsministerium garan- 


tiert. 


Im April wurden dann - Folge v.,a, der Abwertung - eine 
Reihe öffentlicher Leistungen und Importprodukte dra- 
stisch verteuert, so Strom, Benzin und Gas, Transport 
sowie internationale Telefon-, Telex- und Telegramm- 
gebühren. Dennoch werden 2.B. die Personenbeförderung: 
und die durchschnittlichen Strompreise weiterhin sub- 
ventioniert. 


Ende 1984 weilte ein IWF-leam in Managua, um eine Be- 
standsaufinahme der Wirtschaftslage zu machen; Anfang 
des Jahres aktualisierte sie diesen Bericht. Trotz 

der Devisenprobleme zahlte Nicaragua 6 Mio. Dollar 

der etwa 53 Mio., die noch aus Somozas Zeiten beim 
IWF als Schulden geführt werden. Die IWF-Mission sieht 
Nicaragua nach den Worten von Zentralbankchef Cuadra 
"auf dem richtigen Weg"... 


DIE FOLGEN DES EMBARGOS 


Was bedeutet das US-Embargo im einzelnen für die nica- 
raguanische Wirtschaft? Auf der Exportseite ist es 
v,a, die Fleisch- und Bananenproduktion, die getroffen 


wird. 65% des Fleischexports einge in die USA und ' 
erbrachten damit fast die Hälfte der 57 Mio. Dollar, 
für die Nicaragua 1984 dorthin verkaufen konnte, Da 
aber seitens der USA ohnehin eine Redüzierung der 
Importquoten für nicaraguanisches Fleisch auf etwa 
ein Viertel für dieses Jahr angekündigt worden war, 
hatte die Suche nach Ersatzmärkten schon begonnen; 
Canada und Mexico werden als neue Märkte genannt. Die 
relativ kleinen Bananenexporte (15 Mio. Dollar) ein- 
gen vollständig in die USA; die rasche Bekanntgabe 
eines Verkaufs nach Belgien deutet auch hier auf vor- 
bereitende Maßnahmen hin.. Ähnlich sieht es bei Krab- 
ben und Langusten aus. Die Exportmengen an Kaffee und 
Zucker in die USA waren zuletzt minimal. 


Schwieriger wird es bei den Importen aussehen, wo 
wohl Düngemittel und Rohstoffe relativ leicht be- 
schafft werden können, es aber fraglich ist, inwie- 
weit Importe aus anderen Ländern die Lücken bei der 
Ersatzteillieferung für landwirtschaftliche und indu- 
strielle Produktionsmittel schließen können, Ersatz- 
teile und Maschinen machten 1984 etwa ein Drittel des 
110 Mio. Dollar betragenden Gesamtimports aus den USA 
aus. Besonders hart getroffen sind zweifellos die ni- 
caraguanische Fluglinie und die Fischereiflotte. 
Vielleicht bleibt die Möglichkeit, US-Produkte über 
Drittmärkte zu erstehen, wobei v.a. an die Freihan- 
delszone in Colon/Panama gedacht wird. 


Die direkt Betroffenen, sowohl bei den Bananen, beim 
Fleisch und z.T. in der Industrie sind v,a,. Privatun- 
ternehmery auf deren Unzufriedenheit mit den erschwer- 
ten Produktions- und Vermarktungsbedinhgungen, die 

sich dann gegen die Sandinisten richten sollte, spe- 
kuliert die US-Regierung wohl auch. Die Reaktion der 
Sandinisten, zwar gravierende Folgen der völkerrechts- 
widrigen Maßnahmen zu betonen, aber rasch Meldungen 
über erfolgreiche Durchbrechungen des Embargos zu 
präsentieren, zeugt auch vom Bestreben, dem entgegen- 
zuwirken und Panik zu vermeiden, Dennoch kam es zu 
Hamsterkäufen von Speiseöl, Seife und Toilettenpa- 
pier, deren Produktion zunächst beeinträchtigt wer- 
den dürfte, 


KEINE KRISENLÖSUNG ALLEIN ÜBER WIRTSCHAFTLICHE 
MASSNAHMEN 


Ob es nun gelingt die direkten Folgen des Embargos 
rasch zu minimieren, oder nicht, eines ist deutlich: 
Die wirtschaftliche Lage Nicaraguas war auch ohne 
diesen letzten, umfassenden Boykott der USA nicht 
mehr mit wirtschaftlichen Mitteln entscheidend zu 
verbessern, ohne gleichzeitig das politische Projekt 


10 


der Sandinisten zu zerstören, Die strukturellen Pro- 
bleme eines kleinen, vom Weltmarkt abhängigen Landes 
mit wenigen Exportprodukten und einem großen Bedarf 
an Importgütern schlagen voll durch und werden durch 
die politischen Faktoren verschärft. Die vorsichtige 
Annäherung an den IWF, vor der jedoch noch der ent- 
scheidende Einfluß der USA in dieser Organisation 
steht, zeigt, wie weit die Sandinisten schon gehen 
müssen. 


Bei allen Anstrengungen auf ökonomischem Gebiet sind 
letztlich politische Lösungen notwendig. Diese Ein- 

sicht bestimmte z.B. auch die Haltung der FSLN, als 

sie vor der letzten Kaffeernte angesichts der mili- 

tärischen Lage nicht die Erntebrigaden, sondern die 

Truppen aufstockte und auf einen Teil der Exporter- 

Iose "verzichtete", 


Auch wenn die Nicaraguaner für ihe Produkte tatsäch- 
lich neue Abnehmer finden sollten, bleibt ihnen ange- 
sichts der wirtschaftlichen Mesamtlage nur die ver- 
stärkte Stützung auf und Bindung an Länder, die die 
Reagansche Weltmachtpolitik nicht mitmachen. Die 
weltweite Ablehnung der Boykottpolitik von der nur 
Honduras und El Salvador eine Ausnahme machen, 1äßt 
zwar hoffen, daß sich eine breitgestreute Anzahl von 
politisch motivierten Ansatzpunkten für eine solche 
Hilfe finden läßt, aber der Verzicht auf eine deut- 
liche Steigerung der materiellen Hilfe durch die so- 
zialdemokratischen westeuropäischen Länder trotz 

der eindeutigen Erdrosselungspolitik der USA stimmt 
skeptisch, Eine andere wichtige Ebene einer politi- 
schen Krisenlösung wäre eine globale Regelung des 
Schuldenproblems - aber die steht bekanntlich in den 
Sternen, 


UND DIE ANDERE SEITE PEILT SCHON DIE NÄCHSTE STUFE 
DER ESKALATION AN 


Die US-Regierung, die sicktliche Probleme hat, ihre 
Maßnahmen zu legitimieren, hat v.a, innenrpolitisch 
orientiert gehandelt. Nach der (vorläufigen) Nieder- 
lage bei. der Abstimmung über die Hilfe für die Contra 
galt es, dem Kongreß, der ja im Ziel des Sturzes der 
Sandinisten mit der Regierung übereinstimmt, neue 
Maßnahmen anzubieten. Mit Erfolg. Die Reise Daniel 
Ortegas in verschiedene osteuropäische Länder war 
den Leuten vom Capitol dann eine Provokation; Sie 
sind so nett, den Krieg gegen Nicaragua nicht noch 
auszudehnen, und er - statt sich mit dem Zusammen- 
pruch des Landes und dem Rücktritt der Regierung zu 
bedanken - bemiiht sich weiterhin um Unterstützung in 
anderen Ländern. Das geht natürlich zu weit, und so 
bekommen die Contras demnächst wohl ihre "humanitä- 
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ren" Gelder - zusätzlich zu denen, die "Gott" Moon 
über seine Washington Times für sie sammeln läßt, 


f Nein, nein, nein, Jose! 
Das ist humanitäre Hilfe! 


LONTRA 
Buchhaltung 


Die weltweiten Proteste gegen das Embargo haben die 
USA natürlich erwartet, aber -— so Außenminister 
Shultz - "wir glaubten, in diesem Fall alleine han- 
deln zu müssen", Um so größer sicher die Freude, daß 
es den westeuropäischen Rechten gelungen ist, im 
Europaparlament letztlich Nicaragua für die Spannun- 
gen in der Region verantwortlich zu machen. Während 
einerseits für die Abwicklung bereits vereinbarter 
Geschäfte zwischen Nicaragua und US-Firmen eine Frist 
bis Ende Oktober gegeben wurde (wofür sicher die Ein- 
flußnahme der betroffenen US-Firmen nicht irrelevant 
war), werden die nächsten Eskalationsschritte offen 
diskutiert, etwa der Abbruck der diplomatischen Be- 
ziehungen, 


Im Falle einer offiziellen Erklärung, daß Nicaragua 
der Schuldendienstzahlung nicht nachkommt, könnte die 
nicaraguanischen Guthaben in den USA eingefroren wer- 
den, offiziell, um die Gläubiger zu entschädigen. Die 
Anweisung der Chase Manhattan Bank an alle Filialen, 
Guthaben oder Verpflichtungen Nicaraguas weltweit zu 
erfassen und zu melden, deutet auf einen solchen 
Schritt hin. Entsprechend gibt es auch schon eine 
dringende Aufforderung aus Nicaragua, keine Gelder 
mehr über US-Bznken dorthin zu transferieren. Alter- 
native Überweisungswege, so heißt es, werden bekannt- 
gegeben. 


Quellen: envio ?7, inforpress centroamericana, taz, 
FAZ, FR, El Pais, Dt.-Südam, Bank: Kurz- 
bericht über Lateinamerika (versch. Ausg.) 


ıe En 
URUGUAY 


Tupamaro Sendic frei 


Raul Sendic, heute eine Art Symbol der Tupamaros in Uruguay, ist 
derzeit wohl der bekannteste Guerillaführer in Lateinamerika. Die 
Einstellung gegenüber seiner Person ist naturgemäß völlig wider- 
sprüchlieh: einige halten ihn für einen üblen Verbrecher, andere 
sehen in ihm den großen Helden. Jahrelang war er der brutalen Be- 
handlung in verschiedenen uruguayischen Gefüngnissen ausgesetzt, 
und diese zeit ist nicht spurlos an ihm vorübergegangen. Die neuen 
Machthaber in Montevideo ließen nun Sendie wieder an die Öffent- 
lichkeit treten; eines der ersten Intervieus gewährte er der in 
Madrid erscheinenden Tageszeitung 'El Pais’. Auf den folgenden 
Seiten drucken wir eine Übersetzung dieses Interviews ab, in dem 
Sendie die Geschichte und auch die Zukunft der Tupamaro-Bewegung 
aus seiner Sieht darstellt. 


Frage: Welche Gründe gab es für das Entstehen der Nationalen Be- 
freiungsbewegung (MLN) der Tupamaros? 

Antwort: Ein großes soziales Ungleichgewicht, das sich von Jahr 
zu Jahr verschlimmerte. Diese soziale Ungleichheit war für be-. 
stimmte Bevölkerungsteile, die wie die Tagelöhner auf dem Lande 
ihren Heimatort verlassen mußten, am dramatischsten. Die Tupama- 
robewegung entstand gerade unter den Tagelöhnern auf den Rohrzuk- 
kerplantagen in Nord-Uruguay; sie entstand im Kampf um Ackerland, 
und heute kämpft sie für Land und gegen die Armut. 

Frage: Wenn Sie sich an den Anfang der 70er Jahre zurückversetzen, 
was würden Sie genauso machen wie damals, was würden Sie in Ihrem 
politischen Vorgehen ändern? 

Antwort: Unsere Bewegung war sehr darauf bedacht, kein Blut zu 
vergießen, und das haben wir sicherlich geschafft. Unser Krieg 
war ein politischer, unsere Aktionen waren mit dem vereinbar, was 
das Volk nachvollziehen und gutheißen konnte, 

Frage: Oft hieß es, der MIN hätte eine zeitlang nicht mehr die 
Anweisungen von Raul Sendie und anderer führender Tupamaros be- 
folgt. Falls das stimmt, wann und warum kam es dazu? 

Antwort: Es hat lange Phasen gegeben, in denen die Leitung anderen 
Companeros zufiel. Einige Male, weil ich ins Landesinnere ging, um 
andere Aufgaben zu erledigen; einmal, weil ich im Gefängnis von 
Punta Carretas saß. 


Frage: In der Bevölkerung wird dem vermeintlichen Verrat einiger Tu- 
pamaros - in erster Linie Amodio Pörez - große Bedeutung beigemessen, 
was die Arbeit der Armee bei ihrer Repressionsaufgabe erheblich er- 
leichtert haben soll. Stimmt das? Wenn ja, wie kam es zum Verrat? 
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Antwort: In diesem besonderen Fall handelt es sich um einen sehr 
unzuverlässigen Mann, der jahrelang kleinere Diebstähle zum Scha- 
den der Organisation begangen hatte. Ein Beispiel dazu: einmal 
fehlte in einem unserer Räume ein Fernseher, und Amodio Perez 
wurde wenige Tage später zur Polizei zitiert. Als er wieder frei- 
kam, erklärte er uns, das wäre wegen eines Kühlschranks gewesen, 
den er verkauft hatte, ohne zu wissen, daß er gestohlen war. 
Später haben wir dann erfahren, daß es wegen unseres Fernsehers 
war, 


BEDAUERLICHE FEHLER 


Frage: Einige kürzlich freigelassene Mitglieder des MLN stimmen 
darin überein, daß in einigen Fällen, in denen der Beschluß ge- 
faßt wurde, bestimmte Personen hinzurichten, "bedauerliche Feh- 
ler begangen wurden". Worauf gehen diese Fehler zurück? 

Antwort: Sicherlich gab es solche Fehler, wir dürfen aber nicht 

in die Falle gehen, die die schreckliche Propaganda des Repres- 
sionsapparates der Öffentlichkeit gestellt hatte.Diese Propaganda 
stellte nur unsere Aktionen dar und verheimlichte die eigenen Ge- 
walttaten, auf die unsere Aktionen eine Antwort waren. So z.B. im 
Fall der Hinrichtung einiger Mitglieder der aus Polizisten und 
Militärs zusammengesetzten Todesschwadron. Dem ging die Ermordung 
nach vorheriger Folterung (bei der ihnen die Arme gebrochen und 
andere Dinge angetan worden waren) mehrerer unserer Mitglieder 
voraus, die von der Ziviljustiz auf freien Fuß gesetzt und von 
jener Todesschwadron verschleppt worden waren. 


Der Angriff auf die kachmannschaft des amtierenden Oberbefehls- 
habers des Heeres im Mai 1972, bei dem vier der fünf Soldaten 
starben, die sich den vier Angreifern entgegenstellten, erfolgte 
einen Monat nach der Erschießung von acht Mitgliedern der Kom- 
munistischen Partei, die bei der irrtümlichen Durchsuchung eines 
Parteibüros Widerstand leisteten. Es mag Fehler gegeben haben, 
wir wollen aber das Gesamte sehen. Selbst die Unterdrücker wer- 
fen uns in den zehn Jahren des Guerrillakampfes nicht mehr als 
46 Tote vor. Das spricht für die Behutsamkeit unseres Vorgehens. 


Frage: Welche Bilanz ziehen Sie derzeit in der MLN? 


Antwort: Dies ist der geeignete Augenblick, um Bilanz zu ziehen 
und ich glaube, in kurzer Zeit werde ich diese Frage beantworten 
können. Die Massenbewegung, von der wir weiter oben gesprochen 
haben, bestand schon .1972, als die Diktatur jegliche politische 
Ausdrucksform zunichte machte. Die Zeit, in der diese Massenbe- 
wegung latentvorhanden war, war nicht vergebens, und heute er- 
scheint sie gestärkt und auf der Straße. wie Sie sehen können 
Frage: Ist zu erwarten, daß sich der MLN in eine legale Partei 
verwandelt und in einem System um Positionen gu kämpfen versucht, 
das er als bürgerlich anklagt? 

Antwort: Ja, wir werden innerhalb dieses Systems agieren, aber in 
ganz besenderer Form, da die politische Landschaften ebenfalls ih- 
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re Besonderheiten hat. Im Augenblick sind wir eine ziemlich breite 
Volksbewegung, unsere Leute sind überall: Wenn Sie einen Tupamaro 
fragen, was er bei der letzten Wahl gewählt hat, kann es mehrere 
Antworten geben, allerdings nicht die, daß er eine Tupamaro-Partei 
gewählt hat, einfach weil es keine gab. Ich glaube, das ist nicht 
nur unser Problem. Die derzeitige Zugehörigkeit der Leute zu den 
Parteien ist ein wenig von der Diktatur verdreht worden. 


1982 ließ sie nur die traditionellen Parteien zu - die Weiße, die 
Rete und die Bürgerpartei -, zu einem Zeitpunkt, als es eine gan- 
ze Generation von Uruguayern gab, die in keiner dieser Parteien 
repräsentiert war. Als die Nationalpartei so erneuert und attrak- 
tiv war, daß sie für die potentiellen Anhänger der Frente Amplio 
wählbar wurde, war offensichtlich, daß sie die Wahl gewinnen 
würde. Damals ließ die Diktatur die Frente Amplio zur Wahl zu, um 
die Stimmen der Nationalpartei zu splitten. Die Frente rettete 
dabei die große Mehrheit ihrer potentiellen Anhänger, aber nicht 
alle. 


Aber noch war die politische Zuordnung nicht abgeschlossen, da 
nicht alle Parteien innerhalb der Frente Amplio gleichberechtigt 
zugelassen wurden; einige wurden erst am 1. März legalisiert. Wir 
wurden als Letzte in diese Verteilung der Demokratie einbezogen. 
Wir wollen uns aber auch nicht beklagen, denn wir waren nie eine 
Wahlbewegung. 


Jetzt ist all dies geschehen, und man muß handeln und das Gesche- 
hene dabei im Kopf haben, d.h. man muß davon ausgehen, daß es in 
den verschiedenen Parteien Anhänger derselben radikalen Lösungen 
gibt. Darum geben wir der Bildung einer noch breiteren Volksfront 
als der derzeitigen solchen Vorrang. 

Frage: Wie war ihre Zeit im Gefängnis? 

Antwort: Das schlimmste waren die Schwierigkeiten, die mir bei den 
grundlegendsten Dingen bereitet wurden, wie beim Schlafen oder bei 
den physiologischen Bedürfnissen. Mehrere Jahre lang hatte ich ei- 
nen Wächter, der mich ständig durch ein Fensterchen beobachtete. 
In einem Jahr kam ich nicht mehr als acht Mal heraus an die Sonne. 
Ich habe fünf Jahre unter einer Glühbirne gesessen, die Tag und 
Nacht brannte. 

Frage: Wollen Sie irgendetwas gegen Ihre Mißhandlungen unternehmen? 


Antwort: Nein. Ich glaube, es muß von Seiten der Regierung eine 
erschöpfende Aufklärung dieser Untaten geben, und diejenigen, die 
sie begangen haben, müssen ihrer Ämter enthoben werden. Das zu- 
mindest. Das Heer muß sich selber säubern, damit es vom Volk an- 
ders angesehen wird. Wenn nicht, läuft es wie in Argentinien. 
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EL SALVADOR 


Kriegswirtschaft in der Krise 


Die Guerilla in El Salvador ist zuversichtlich, daß 
sich in der für Juni vorgesehenen dritten Gesprächs- 
runde mit der Regierung der Dialog als Ausweg aus dem 
nun schon fünf Jahre dauernden Bürgerkrieg konsolidie- 
ren wird. Die Wahlniederlage der Rechten im März könnte 
direkten Einfluß auf den Dialog haben, auch wenn sich 
an der aktuellen Situation in El Salvador vorerst 
nichts ändern wird: Krieg und Wirtschaftskrise dauern 


an. 


I. DIE REFORMEN 1980 - 1981 


Im März 1980 führte die christdemokratische Militär- 
junta Reformen im Agrarbereich, dem Bankenwesen und im 
Außenhandel durch, die die Wirtschaft, die damals eine 
Krise erlebte mit allen Anzeichen einer Rezession ohne 
klare Perspektiven,nur noch mehr destabilisierten. 

Im Jahre 1979 ging das Bruttoinlandsprodukt real um 1,6% 
zurück und fiel 1980 um den keängstigenden Wert von 9%. 


Die eindeutig ungleiche Verteilung im Bereich der Wirt- 
schaft aufgrund jahrhundertealter Strukturprobleme, die 
durch die politisch-militärische Krise noch verschärft 
wurden (einerseits die vor und nach dem Staatsstreich 
einsetzende Kapitalflucht und andererseits die Einfüh- 
rung von Reformen und der zunehmende Massenkanpf), 
zwangen die christdemokratische Militärregierung zur 
Durchführung eines Reaktivierungsprogrammes, um wieder 
auf den Stand der wirtschaftlichen Aktivitäten des 
Jahres 1978 zu kommen. Man versuchte, das Defizit bei 
den Steuereinnahmen zu reduzieren, das durch Spekula- 
tionen angegriffene Finanzsystem wieder ins Gleichge- 
wicht zu bringen, die externe Finanzierung mittelfristig 
auszudehnen, um so dem Druck der Kurzzeitverschuldung 
in Devisen auszuweichen, den Export zu fördern und An- 
reize für ausländische Investoren zu schaffen, um die 
Zahlungsbilanz auszugleichen und die Produktion anzu- 
kurbeln. 
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Zu diesem Zweck wurden Maßnahmen ergriffen im Bereich 
der währung, des Kreditwesens und der Steuern, mit 
denen man die Unternehmer dazu motivieren wollte, 
brachliegende Kapazitäten und paralysierte Industriebe- 
reiche zu reaktivieren. Dieses Reaktivierungsmodell nach 
Keynes basierte auf der Anregung der effektiven Nach- 
frage (mittels erhöhter öffentlicher Investition in Be- 
reiche mit hoher Beschäftigungsmöglichkeit, wie z.B, die 
Bauindustrie) und der Aufstellung "klarer Spielregeln", 
mit denen das Vertrauen des Kapitals gewonnen werden 
sollte. 


Zu diesen Maßnahmen gehörte das übergangsweise geltende 
Gesetz zur wirtschaftlichen Stabilisierung (Ley Tempo- 
ral de Estabilizaciön Econdömica), mit dem die Löhne 

und Gehälter eingefroren wurden. Damit hatte man ein 
flexibles Instrument zur Kontrolle von Lohnerhöhungen 
und Leistungen der Arbeiter ebenso wie zur Preiskontrolle 
eines "Mindestwarenkorbes" zur Hand,mit dem die Kauf- 
kraft der Massen erheblich reduziert wurde. 


Mit diesen Bemühungen stieß die Militärjunta auf hart- 
näckigen Widerstand in der Oligarchie, Die Sabotage 
seitens der Großunternehmer führte die Wirtschaft in 
eine noch tiefere Krise, die Kapitalflucht nahm zu, 
ein paralleler Devisenmarkt entstand. 


Das Scheitern der Reaktivierungspolitik wird offensicht- 
lich am abrupten Produktionsrückgang (im Jahre 1981 
ging das Bruttoinlandsprodukt um weitere 9,5% zurück), 
womit die Regierung zur Zusammenarbeit mit der Cligar- 
chie zur Erarbeitung einer Neuorientierung der Wirt- 
schaft gezwungen war, der die Anwendung eines zwischen 
PDC und Oligarchie ausgehandelten Planes zugrunde jag 
und in dem eine direkte Beteiligung der Oligarchie an 
Entwurf und Durchführung wirtschaftspolitischer Maß- 
nahmen vorgesehen war. Für die Großunternehmer war 

dies nicht attraktiv genug, daß sie ihren Widerwillen 
gegen die Beteiligung an den wirtschaftlichen Reaktivi- 
rungsplänen überwunden hätten. 


II. DIE KRIEGSWIRTSCHAFT 1982 - 1983 


Die Wirtschaft blieb rezessiv und dies führte zur wei- 
teren Verarmung der Bevölkerung. Nach den Wahlen vom 
28. März 1982 mittels deren die Vertreter der Groß- 
unternehmen ihre Kontrolle auf alle Staatsorgane der 
Wirtschaftsführung ausdehnten, kam es zu einem Kurs- 
wechsel in der Wirtschaftspolitik. Die neue Regierung, 
unter der Bezeichnung Unidad Nacional, legalisierte 
sofort das Einfrieren der Reformen, insbesondere der 
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Argrarreform, die in der Praxis bereits auf Druck der 
Großgrundbesitzer und der aus Vertretern der Großunter- 
nehmen, des Staates und der Parteien bestehenden 
Kommission zur Reaktivierung der Wirtschaft aufgeweicht 
worden war. Die Kommission entwarf eine strenge Auste- 
ritätspolitik im Rahmen der Kriegswirtschaft. D.h., 

die Wirtschaftspolitik der Regierung und ein wesent- 
licher Teil der wirtschaftlichen und finanziellen Res- 
sourcen werden für politisch-militärische Zwecke ein- 
gesetzt mit dem Ziel des Sieges der an der Macht be- 
findlichen Kreise. j 


Im Jahre 1982, nach fast drei Jahsen zunehmender mili- 
tärischer Konfrontation, in der die revolutionären 
Kräfte beträchtliche Erfolge auf politischem und mili- 
tärischem Gebiet verzeichnen konnten, sahen sich die 
Regierung El Salvadors und die USA gezwungen,eine ver- 
einheitlichte Gesamtstrategie zu entwerfen, die sämt- 
liche Kräfte und Bereiche des sozialen Lebens einer 
strategischen Zielsetzung unterordnet: Vernichtung der 
revolutionären Bewegung. Die Kriegswirtschaft seit 
1982 sah Neuzuweisungen in Form von Sachmitteln und 
finanzieller Unterstützung für die Bedürfnisse des be- 
waffneten Kampfes und die Aufrechterhaltung und Konso- 
lidierung politischer Bündnisse vor, die als Stütz- 
punkte in diesem Krieg dienen konnten. 


Die Reaktivierung der Wirtschaft ist für die Kriegs- 
wirtschaft zwar kein primäres Ziel, dennoch ist sie 
nicht von geringer Bedeutung. Nicht die Herstellung 
irgendwelcher Produkte steht im Mittelpunkt des Inte- 
resses, Scndern ein erweitertes Angebot an militärisch 
einsetzbaren Produkten, das in erster Linie über Im- 
porte geschaffen werden kann. Für die Binnenwirtschaft 
gewinnt die erweiterte Produktion von Exportprodukten 
an Bedeutung, die zur Befriedigung der wachsenden Nach- 
frage der Kriegsmaschinerie an Devisen benötigt wird. 
Der Rest der nationalen Produktion erlangt nur insofern 
Bedeutung, als diese nicht in Konflikt gerät mit der 
Zielsetzung eines erweiterten Angebotes an Kriegsma- 
terial und als man mit ihr die Unterstützung der Pri- 
vatunternehmen, die durch die Reformkestrebungen der 
vorangegangenen Regierung stark geschädigt waren, 
wiedergewinnen konnte. 


D.h., nach dieser Strategie sollen Ressourcen der bür- 
gerlichen Gesellschaft für Kriegszwecke eingesetzt wer- 
den, was die Senkung des Lebensstandards und die Ver- 
armung der Bevölkerung zur Folge hat. Bevorzugte Mittel 
für diesen Zweck waren allgemeine und spezielle indi- 
rekte Steuern für Konsumgüter, Kanalisierung der Kre- 


B_ ee 


dite an Vorhaben, die primär militärischen Zwecken 
dienten, Einfrieren der Löhne, Reduzierung der Investi- 
tion bei allen Projekten, die nicht direkt Kriegszwecken 
dienten, Devisenzuweisungen für den militärischen Bereich. 
Mit dieser Strategie blieb die Wirtschaft weiterhin re- 
zessiv (1982 sank das Bruttoinlandsprodukt um weitere 
5,3%). Der völlige Zusammenbruch’ der wirtschaft wird 
nur aufgehalten vom festen Entschluß der Reagan-Re- 
gierung, die Wirtschaft EI Salvadors direkt oder indi- 
rekt zu unterstützen. Die US-Hilfe zielt hauptsächlich 
darauf ab, den externen finanziellen Druck zu erleich- 
tern und Kriegsmaterial zu liefern. Lediglich am Rande 
versucht man die Lebensbedingungen des Volkes zu ver- 
bessern. 


Nach Schätzungen der Industrie- und Handelskammer von 
El Salvador ketrugen die finanziellen Kosten des Krieges 
zwischen 1979 und 1983 etwa 950 Millionen $, davon 
gehen 59% zu Lasten der Landwirtschaft, Industrie- 

und Handel tragen 11,6%, wirtschaftliche Infrastruktur 
(elektrische Energieversorgung, Brücken etc.) 13,5%, 
die zusätzlichen Ausgaben im Bereich der Verteidigung 
betragen 15,8%. 


III. DIE ANZEICHEN DER REZESSION 


Trotz der Bemühungen von seiten des Staates und der 
USA in den Jahren von 1980 bis 1983 kam die Wirtschaft 
unter der Leitung der bereits aufgezeigten, einander 
widersprechenden Interessen nicht aus der Rezession 
heraus, wenn sie auch nicht, wie angesichts der makro- 
ökonomischen Hauptindikatoren zu erwarten gewesen wäre, 
kollabierte. 


In der Zeit von 1979 bis 1983 sank das Bruttoinlands- 
produkt real um mehr als 23% als Ergebnis des ebenso 
drastischen Rückganges der Produktion im Bereich von 
Industrie und Landwirtschaft, wo der Rückgang mehr als 
35% bzw. 20% betrug. Infolgedessen sank das Bruttoin- 
landsprodukt pro Kopf im selben Zeitraum um mehr als 
30%. 


Das Produktionstief wird unverzüglich damit erklärt, 
daß die direkt die Produktion belebenden privaten In- 
vestitionen nicht nur beträchtlich zurückgingen, son- 
dern auch damit, daß das nationale und ausländische 
Großkapital beschloß, das jeweilige Kapital dem Land zu 
entziehen durch Demontage und Schließung vieler In- 
dustrieanlasen. In derselben Forn war die Landwirt- 
schaft vom Kapitalentzug betroffen. 


Parallel dazu wurde der private Kapitalfluß aus dem 
Ausland gestoppt, was unweigerlich einen beträchtli- 
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Rückgang der Produktionskapazität zur Folge hatte, wo- 
durch wiederum ein wichtiger Teil der bestehenden Ka- 
pazität nicht. voll ausgenutzt werden konnte. Als Folge 

der Verschlechterung im Produktionsbereich nahm die 
offizielle Arbeitslosigkeit zu, sie. stieg von 25% im Jahre 
1981 auf 40% im Jahre 1983 an. Als Folge der oben beschrie- 
benen Entwicklung sanken die Investitionen von 1979-1983 
um mehr als 60%. 


Als weitere Folge der Wirtschaftskrise ist in der Zeit von 
1279-1983 eine Abnahme ües allgemeinen Konsums der Bevöl- 
kerung von 20% zu verzeichnen, die darauf zurückzuführen 
ist, daß die rückläufige Einkommensverteilung sich direkt 
auf die unteren Klassen auswirkt. 


Obwohl die Exporte vom realen Umfang her zugenommen haben, 
waren sie für die Wirtschaft keine Stütze, denn die ent- 
sprechenden Einnahmen gingen um 19% zurück, da der Preis 
für das Hauptexportprodukt Kaffee zurückging (1978 betrug 
der durchschnittliche Preis für ein Quintal 160.9$, 1983 
waren es nur noch 122.3$). 


Aufgrund dieser Situation war der Staat gezwungen, in stär- 
kerem Maße als früher direkt in die Wirtschaft einzugrei- 
fen, und zwar über Investitionsanreize und einen geplan- 
ten Einsatz des Steuerdefizits als rezessionshemmendes 
wirtschaftspolitisches Instrument einerseits, andererseits 
jedoch auch, um den Notwendigkeiten des Krieges gerecht 

zu werden. 


Die steigenden Ausgaben im Bereich der Verteidigung und 
der Öffentlichen Investition, hauptsächlich bei der wirt- 
schaftlichen und sozialen Infrastruktur der vom Krieg in 
Mitleidenschaft gezogenen Bereiche und in die Verhandlungen 
und Bündnisse mit den Unternehmergruppen stützende Pro- 
jekte,hatten eine gewaltige Zunahme des Steuerdefizites 
zur Folge, da der Staat nicht in der Lage war, seine eige- 
nen Einnahmen zu steigern. Trotz Steuererhöhhungen, vor 
allem bei den indirekten Steuern, eine Maßnahme ‚durch die 
der Konsum direkt beeinträchtiot und lie Inflation ange- 
heizt wird, gingen die Staatseinnahmen aufgrund der Re- 
zession (zunehmende Verschlechterung des Bruttoinlands- 
produktes) und des Krieges zurück. Während die laufen- 
den Einnahmen von 506 Millionen $ im Jahre 1979 auf 364 
Millionen $ im Jahre 1982 ab£fielen, stiegen die Gesamt- 
ausgaben von 551 Millionen $ auf 604 Millionen $ in dem 
genannten Zeitraum an, d.h. in diesem Zeitraum stieg. 

das Staatsdefizit von 44 auf 243 Millionen $. 1983 hat- 
te der Staat ein Defizit von 240 Millionen $ zu ver- 
zeichnen, das sich durch seinen beschleunigten Anstieg 
kaum steuern ließ. Das Defizit des Bruttoninlandspro- 
duktes stieg so von 1,2% 1979 auf 8,4% im Jahre 1983 
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an und überstieg damit den vom IWF empfohlenen Wert 

von 3-4%,. 

Das Defizit führte zu stärkerer Inlands- und Auslands- 
verschuldung. Die internen Anleihen von der Zentralre- 
servenbank zur Deckung des Defizits stiegen von 63 Mill. 
$ 1979 auf 138 Mill. $ 1982 an, die externen Anleihen 
und die entsprechende Verschuldung El Salvadors stiegen 
von 22,4 Mill.$ auf 102 Mill.$ in demselben Zeitraum. 


Die angeführten Faktoren wirken sich angesichts der 
lahmliegenden Produktion für die Inflation als Potenz- 
faktoren aus. Der Index für Verbraucherpreise stieg in 
der Zeit von 1979 bis 1983 um mehr als 70% an, die Löhne 
blieben auf 132 $ eingefroren, beides zusammen führte 

zu einer drastischen Senkung des Lebensstandards, 


Die Auslandsverschuldung andererseits, die für die Finan- 


zierung des Öffentlichen und privaten Sektors aufkommt, 
stieg von 717 Mill. $ im Jahre 1979 auf 1.465 Mill. $ 
1983. Damit frißt der Schuldendienst (Tilgung plus 
Zinsen) immer größere Teile der sinkenden Exporteinnah- 
men auf. Dies wiederum führt zusammen mit der immer 
breiter aufbrechenden Kluft in der Handelsbilanz (ex- 
portierte Waren minus importierte Waren) dann _ zu 
immer größeren Spannungen bei den Devisenreserven. D.h., 
die Handelsbilanz sank von einem positiven Saldo von 

178 Mill. $ des Jahres 1979 auf einen negativen Saldo 
von 128 Mill. $® 1983. Durch die enorme Kapitalflucht 
entstand damit eine chronische Devisenschwäche, die so 
stark zunahm, daß internationale Nettoreserven von 

126 Mill. $ 1979 auf ein Minus von 79 Mill. $ 1982. ab- 
sanken, d.h. eine Abnahme der internationalen Nettode- 
visen von 200 Mill. $. Die Devisenschwäche nahm 1982 
und 1983 solche Formen an, daß man sich von zuständiger 
Stelle gezwungen sah, erstmalig einen parallelen Markt 
zuzulassen mit einem Kurs von 60% über dem offiziellen 
Dollarkurs von 2,5 Coölones. Dies war eine Abwertung, 

die den Druck auf den Dollar abschwächen und die Finan- 
zierung der Importprodukte allgemein ermöglichen sollte. 
Hiermit werden lediglich einige Zahlen, die die Traqgwei- 
te der Rezession veranschaulichen sollen, angeführt. 

Sie können jedoch nicht die wirkliche Tiefe der Aus- 
wirkungen darlegen. 


IV. DIE PERSPEKTIVEN 


Um sich zu erholen, muß die Wirtschaft El Salvadors 
wieder auf den Stand von 1978 kommen. Vor dieser Auf- 
gabe steht der neu "gewählte" Präsident Duarte mit sei- 
nem, was die Vertretung der wirtschaftlichen Interessen 
betrifft, äußerst schwachen Kabinett. Wieder steht man 
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vor dem Problem eines Kabinetts, in dem keine Vertreter 
mit ausdrücklicher Unterstützung der Oligarchie sitzen. 
Dies legt die Vermutung nahe, daß die Großunternehmer 
sich der Wirtschaftspolitik der neuen Regierung wider- 
setzen werden. 


Kein auch noch so ernst gemeinter Versuch zur Wiederbe- 
lebung der Wirtschaft hat irgendeine Aussicht auf Er- 
folg ohne Unterstützung und Beteiligung der Unternehnmer, 
und ohne daß es gelungen wäre, den sozialen Konflikt 
und dessen Austragung in Form des Krieges beizulegen. 
Kurzfristig gesehen ist eine Wiederbelebung unter die- 
sen Verhältnissen ein äußerst schwieriges Unterfangen. 


In diesem Zusammenhang sind die Hintergründe der US- 
Hilfe für El Salvador, sowohl über die "Initiative 

des Karibischen Beckens" als auch über den im Kissinger- 
Report enthaltenen Vorschlag zu sehen. Die Zivilbevöl- 
kerung soll für die Politik der Regierung gewonnen 

und auf diese Weise der Guerilla abspenstig gemacht wer- 
den. Als Mittel zu diesem Zweck dient die christdemokra- 
tische Partei, die zu einer politischen Organisation 

der modernen Bourgeoisie mit breiter Massenbasis gemacht 
werden soll. 


Die Karibikinitiative sieht drei Maßnahmen vor: Wirt- 
schaftshilfe zur Stärkung des Privatsektors, Öffnung 
der US-Märkte für bestimmte Produkte El Salvadors so- 
wie Förderung vor allem der US-Auslandsinvestition in 
Mittelamerika. Was den ersten Punkt anbetrifft, so ist 
nicht außer acht zu lassen, daß eine der Hauptursachen 
für die Krise gerade in der hohen Konzentration und 
zZentralisierung des Kapitals liegt; Wirtschaftshilfe 
für den Privatsektor würde dies abfangen und insbeson- 
dere die mit dem internationalen Monopol verbundenen 
Unternehmen fördern. 


Der Zugang zu den US-Märkten kommt einzig und allein 
den US-Monopolen zugute, die im Land investiert haben, 
denn nur sie allein kommen aufgrund ihrer Kapazität 

und ihrer Möglichkeiten in den Genuß des einseitigen 
Systems der Zollpräferenzen der USA. Die dritte Maß- 
nahme, die Auslandsinvestition,setzt vor allem ein 
Klima der Stabilität und Sicherheit voraus, d.h. die 
Beendigung des Krieges. Da dies nicht möglich ist, wird 
es auch keine Auslandsinvestition geben. D.h,, die 
Hilfsmaßnahmen der Karibikinitiative tragen nicht bei 
zur Lösung der brennenden Probleme der salvadorenischen 
Wirtschaft. 


Der Kissinger-Report läuft im Grunde auf eine militäri- 
sche Lösung hinaus. Sowohl das kurzfristige Stabilisie- 
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rungs- oder Notstandsprogramm wie auch das mittel- 

und langfristige wiederaufbau- und Entwicklungsprogramm, 
das Wirtschaftshilfe von 877 Mill. $ bzw. 8 Mill. $ 
vorsieht, stellen Sicherheit und Verteidigung über die 
Bedürfnisse der Entwicklung. Die strukturellen Wurzeln 
der Krise eines jeden der Länder Mittelamerikas werden 
ignoriert, 


Innenpolitisch bemüht man sich um die Unterstützung der 
Oligarchie für die wirtschaftliche Wiederbelebung. Darin 
liegt ein schwieriges Problem, da die Oligarchie El Sal- 
vadors US-Hilfe nur insofern akzeptiert, als diese den 
Krieg gewinnen hilft, ihre Interessen fördert und eine 
politische Stärkung der Christdemokraten und Duartes ver- 
hindert. 


Ein Pakt zwischen den beiden einander entgegenstehenden 
Kräften würde diesen Widerspruch beseitigen, doch die 
Realität läßt dies nicht als wahrscheinlich annehnen, 
wenngleich sie es auch nicht ausschließt. In der Praxis 
sind bereits einige Erfolge zu verzeichnen auf wirt- 
schaftlichem Gebiet, wie z.B. bei der kürzlich ernann- 
ten Kommission für die wirtschaftliche Wiederbelebung 
der Zona Oriental, wo sich die Unternehmer der US-Poli- 
tik eher unterordnen als in anderen Regionen des Landes. 
In bezug auf die US-Politik gibt es unterschiedliche 
Positionen. Die Tatsache, daß sich einige Unternehmer 
sowie der ehemalige Staatssekretär und derzeitige Pla- 
nungsminister Chävez-Mena in Duartes Kabinett befinden, 
ist ganz im Sinne der USA, die bestimmte Bereiche der 
Unternehmer für sich gewinnen und andere ausschalten 
wollen, um schließlich das Großkapital zu spalten und 
das eigene Ziel, Duarte zu unterstützen, besser durch- 
setzen zu können. 


Doch werden die USA zweifelsohne auch, mehr aus politi- 
schen als aus wirtschaftlichen Gründen, abgesehen von 
externen finanziellen Maßnahmen der wirtschaftlichen 
Strangulierung (Devisen und Zahlungsbilanzen), bald 
dazu übergehen, populistische Aktionen zu finanzieren, 
die geeigent sind, die soziale Basis zu bilden, die die 
DC braucht, um sich an der Regierung halten zu können. 


Quelle: ALAT, 9. Jahrgang, Monatszeitschrift für Infor- 
mation und Dokumentation, Nr. 68, Montreal, März 1985. 
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SOLIDARITÄT 


Ein Vorschlag aus den USA 


Aus Frankfurt erreicht uns der Vorschlag, auf eine in 
den USA bereits laufende Kampagne hinzuweisen, mit der 
ein noch erweitertes Eingreifen der USA verhindert wer- 
den soll; 


EINE SELBSTVERPFLICHTUNG ZUM WIDERSTAND GEGEN DIE 
US-INTERVENTION IN NICARAGUA (A PLEDGE OF RESISTANCE) 


Im August 1984 kündigte eine breite Koalition von Frie- 
densorganisationen in den USA eine Selbstverpflichtung 
zum Widerstand ( a Pledge of Resistance ) öffentlich an. 
Die Initiative ging ursprünglich von einigen kirchlichen 
Gruppen aus. Im Falle einer Invasion in Nicaragua durch 
US-Streitkräfte werden viele Menschen aus allen Teilen 
des Landes massiven, gewaltfreien Widerstand leisten, 
Nun haben die beteiligten Gruppen angekündigt, daß die- 
ser Widerstand auch im Falle einer wesentlichen Eskala- 
tion ausgelöst wird. Eine wesentliche Eskalation wäre; 


eine Invasion in Nicaragua oder El Salvador durch US- 
Bodentruppen; Luftwaffeneinsätze gegen Nicaragua oder 
eine massive Luftb„.ombardierung in El Salvador; eine In- 
vasion in Nicaragua durch fremde Truppen mit US-amerika- 
nischer Unterstützung; eine Seeblockade und Quarantäne 
Nicaraguas; und neuerdings die Bewilligung der von Rea- 
gan beantragten 14 Millionen US-Dollar für die "Contras" 
In der Diskussion sind zwei weitere Entwicklungen, die 
zu einer wesentlichen Eskalation erklärt werden könnten: 
ein totales Handelsembargo durch die US-Regierung und 
ein Abbruch der diplomatischen Beziehungen, gekoppelt 
mit der Anerkennung einer USA-freundlichen provisori- 
schen Regierung. 


Ein Widerstandsnetzwerk ist in 12 Bezirken entstanden, 
die. das ganze Land umfassen. Bisher ( bis Mitte April 

haben 62 000 Menschen eine Selbstverpflichtungserklä- 

rung unterschrieben, die folgende Schritte bei der Ak- 
tivierung des Netzwerks vorsieht: 


- die Einberufung von Versammlungen an 'vorher bekannt- 
gegebenen Treffpunkten. In der Regel werden diese Treff- 
punkte Kirchen sein. In jedem Wahlbezirk ist mindestens 


‚ ein Treffpunkt vereinbart worden. Diese Treffpunkte wer- 
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den Zentren sein für Gebet und gegenseitige Unterstüt- 
zung und für die Auswahl und Vorbereitung Einzelner für 
bestimmte Aktionen. j 


- Gewaltfreie Aktionen werden vor den Büros in den Wahl- 
bezirken aller Parlamentarier des Landes stattfinden. 
Jedes Büro wird friedlich besetzt, bis sich die betref- 
fenden Abgeordneten gegen die Invasion aussprechen. 


- Viele Menschen werden in Delegationen aus allen Teilen 
des Landes nach Washington kommen, um am gewaltlosen 2i- 
vilen Ungehorsam vor dem Weißen Haus teilzunehmen. 


- Nach Absprache mit Gruppen von US-Bürgern in Nicaragua 
( Witness for Peace, Maryknoll-Orden usw. ) werden Bür- 
ger der USA nach Möglichkeit dorthin fahren, um an Soli- 
daritätsaktionen teilzunehmen. 


Die beteiligten Organisationen haben eine kleine "Sig- 
nalgruppe!" gewählt, die die bereits stattfindenden Mi- 
litärischen und ökonomischen Pressionen der USA in Mit- 
telamerika täglich verfolgt und beauftragt. wurde, das 
Netzwerk im Falle einer wesentlichen Eskalation zu ak- 
tivieren. Der Zweck aller Vorbereitungen ist, eine In- 
vasion bzw. eine wesentliche Eskalation entweder im vor- 
aus zu verhindern oder solche militärischen Maßnahmen 
politisch so kostspielig zu machen, daß sie abgrbrochen 
werden müssen. Niemals in der Geschichte der USA ist 
der Protest im Vorfeld eines Krieges so deutlich und 
massiv gewesen. 


EINE SELBSTVERPFLICHTUNG FÜR BÜRGER DER BUNDESREPUBLIK 


Wenn das oben beschriebene Netzwerk eines Tages akti- 
viert werden muß, werden Zehntausende, vielleicht Hun- 
derttausende US-Bürger öffentlich protestieren. Hunder- 
te, vielleicht Tausende werden gewaltlosen Widerstand 
leisten und verhaftet werden. Wir ( Clergy and Laity 
Concerned, Christlicher Friedensdienst, ÖOkumenisches 
Institut Frieden und Gerechtigkeit für Nicaragua ) 
schlagen folgende Solidaritätsschritte in Form einer 
Selbstverpflichtung zum Widerstand und zur Solidarität 
vor: 


Sollte das Netzwerk der Pledge of Resistance in den USA 
aktiviert werden müssen, verpflichte ich mich zu fol- 
genden Aktionen: 


1) Mich an einem vorher bekanntgegebenen Versammlungs- 
or& mii anderen Verpflichteten zu treffen, um mit ihnen 
das weitere Vorgehen zu besprechen. Zugleich verpflich- 
te ich mich dazu, zusammen mit anderen einen Samnelpunkt 
für meine Stadt bzw. Region zu finden. 


2) An gewaltfreien Aktionen vor geeigneten US-amerikani- 
schen Einrichtungen teil unehmen. 


3) Spenden zu sammeln für die Opfer in Mittelamerika 
und für die entstehenden Prozeßkosten für verhaftete 
Friedensaktivisten in den USA - auch ein symbolischer 
Beitrag wäre eine nicht zu unterschätzende Ermunterung 
für die Verpflichteten in den USA. 


4) Eine Verurteilung des militärischen Eingreifens der 
US-Regierung von der Bundesregierung, von der EKD und 
anderen wichtigen Entscheidungsträgern zu verlangen. 


Im Interesse der Vorbeugung einer militärischen Inva- 
sion oder wesentlichen Eskalation seitens der US-Regie- 
rung verpflichte ich mich schon jetzt zu folgenden Ak- 
tionen: 


a) mich so gut wie möglich über die Lage in Mittelame- 
rika zu informieren ( z.B. durch die Arbeit von Mittel- 
amerika-Komitees usw. ), dementsprechend Menschen in 
meinem Lebens- und Arbeitsbereich zu informieren und 
sie für den Widerstand zu gewinnen; 


b) mich für die sofortige Freigabe der bewilligten 40 
Millionen DM bundesdeutscher Entwicklungeshilfe für Ni- 
caragua einzusetzen; 


c) Parlamentarier in den USA und in der Bundesrepublik 
durch Briefe, Telegramme usw. aufzufordern, alles Mög- 
liche zu unternehmen, um eine erweiterte militärische 
Einmischung der USA in Mittelamerika zu verhindern und 
das schon existierende Engagement abzubauen; 


d) mich an Spendenaktionen zu beteiligen, um die alar- 
mierende Notlage der Bevölkerung in Nicaragua zu über- 
winden ( z.B. über Medico International ). 


Selbstverpflichtungen dieses Inhalts sollten mit Name, 
Anschrift, Telefon-Nummer und Unterschrift an die fol- 
gende Anschrift gesandt werden: 


A Pledge of Resistance 
c/o ESG 
Lessingstraße 2 


6000 Frankfurt 1 


Dort sollen die Selbstverpflichtungen gesammelt werden. 
Es ist auch an eine Veröffentlichung der Namen der Ver- 
pflichteten gedacht. Sollte jemand mit der Bekanntgabe 
des Namens nicht einverstanden sein, müßte er das bei 
seiner Selbstverpflichtung mit anmerken. 
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Prozeß gegen die Miilitärdiktatoren 


Im April begann der Prozeß gegen Mitglieder der Militärjuntas, 
die während der Diktatur die letzte Verantwortung für die Verbre- 
chen gegen die Menschenrechte trugen. Die Menschenrechtsorganisa- 
tionen - vor allem die Mütter der Plaza de Mayo - wehren sich 
gegen eine mögliche Amnestie und fordern von der Regierung Alfon- 
sin eine Bestrafung aller Schuldigen als unabdingbare Vorausset- 
zung für eine echte Demokratisierung in Argentinien. 


Mehr als 50 000 Argentinier folgten am 21. März dem Aufruf der 
Mütter der Plaza de Mayo zu einer Demonstration unter der Losung 
"Nein zur Amnestie! Prozeß und Strafe für die Schuldigen!" Anlaß 
war der neunte Jahrestag des Militärputsches vom 26.3.1976, dem 
Beginn der siebenjährigen Diktatur, während der 30 000 Menschen 
entführt und ermordet wurden. 
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Die Demonstration war der Abschluß einer 45-tägigen Kampagne: "Im 
Jahr der Jugend - reiche den Verschwundenen die Hand!" Fast eine 
Million dieser Hände - aus 86 Ländern - wurden gesammelt und an 
Schnüren in einer Zickzacklinie vom Kongreß bis zur Plaza de Mayo 
über die gesamte Avenida de Mayo gespannt bzw. an die Häuserwände 
geklebt Unter Führung der Mütter mit ihren weißen Kopftüchern 
die mit dem Transparent "Lebend wollen wir sie zurück" an der 
Spitze des Zuges gingen, beteiligten sich fast alle Menschen- 
rechtsorganisationen und Parteien "links" von der regierenden Ra- 
dikalen Partei. Die Mütter wurden immer wieder mit Beifall und 
Rufen bedacht; "Las madres de la plaza, el pueblo las embraza" 
(Das Volk umarmt die Mütter des Platzes). Präsident Alfonsin wur- 
de in Sprechchören immer wieder aufgefordert, sich zwischen dem 
Volk und dem Militär zu entscheiden. 


Vor einer unüberschaubaren Menschenmenge auf der nächtlichen Pla- 
za le Mayo lehnte die Präsidentin der Mütter, Hebe Bonafini, .die 
für die anstehenden Prozesse zuständigen Richter ab: sie seien 
langsam und korrupt, stammten zu 90% aus der Zeit der Diktatur 
und hätten damals nichts für die Verschwundenen getan. Immer wie- 
der von Beifall unterbrochen kritisierte sie die Verhaftung oder 
geplante Verhaftung ehemaliger Montoneros, die aus dem Exil zu- 
rückgekehrt sind. "Damit soll letztlich eine Amnestie für alle 
vorbereitet werden - auch für die Militärs." Hebe Bonafini er- 
klärte, die einzige Sicherung gegen einen neuen Putsch — über den 
es ständige Gerüchte und auch Warnungen seitens des Präsidenten 
gibt - sei die Mobilisierung des Volkes und die Bestrafung der 
an der Repression beteiligten Militärs. Sie beendete ihre Rede 
mit einem Gedicht von Pablo Neruda, dessen Refrain von den Ver- 
sammelten mitgerufen wurde: "Pido castigo!" - Ich fordere Strafe! 


OFFENSIVE DER STREITKRÄFTE 


In den letzten Wochen wurde die politische Reaktion der Streit- 
kräfte immer massiver. (VGl. auch LN 137) Die "Ständige Versamm- 
lung für Menschenrechte" (APDH), deren Gründungsmitglied Alfonsin 
war, kritisierte Anfang März die "subtile antidemokratische Kam- 
pagne" der Streitkräfte und die Einschüchterungs- und Gewaltakte, 
die mit dem Funktionieren eines Rechtsstaates unvereinbar seien. 
Hebe Bonafini erhob den Vorwurf, "daß der alte Repressionsapparat 
weiterhin intakt ist". 


Aus den Reihen der Streitkräfte wird der "Schmutzige Krieg" gegen 
den "Terrorismus" (die akte Selbstrechtfertigung des Militärs für 
die Repression) immer offener legitimiert. 50 propagierte der Se- 
kretär des "Militärzentrums für Demokratie" (Cemida) Anfang März 
die alte Doktrin der "Nationalen Sicherheit", deren Kern der "in- 
nere Krieg gegen die marxistisch-lLeninistische -Unterwanderung 
ist", General Videla, Chef der ersten Militärjunta (1976-79) wi.e- 
derholte am 7. März, man solle aufhören, "über die Schmerzen und 
physischen und moralischen Verletzungen des antisubversiven Kamp- 


fes zu lamentieren. Der jetzige Frieden und die Eintracht unter 
den Argentiniern ist der Erfolg des legitimen Sieges der Armee." 
Den anstehenden Prozeß - u.a. gegen sich selbst - bezeichnete er 
als die "große Revanche der Verlierer". 


Dieser Meinung ist auch ein großer Teil der Offiziere, die durch 
die anstehenden Prozesse beunruhigt sind, die die unter der Dik- 
tatur angewandten Methoden für militärisch angemessen halten und 
keinerlei rechtsstaatliche Bedenken haben. 


Die Regierung Alfonsin wird auch daran gemessen, wie sie mit dem 
Problem der Vergangenheitsbewältigung umgeht. Hebe Bonafini: "Wir 
wissen sehr genau, daß die Militärs weiterhin unsere Feinde sind. 
Alfonsin muß das erfüllen, was er im Wahlkampf versprochen hat. 
Es ist notwendig, die Verantwortlichen für das, was sie unseren 
Kindern angetan haben, vor Gericht zu bringen, und sie ohne die 
Möglichkeit einer Amnestie so streng zu verurteilen, daß es ein 
Beispiel für die Welt ist." 


Angesichts immer stärkerer Spekulationen über eine mögliche Amne- 
stie - sowohl für die Militärs (ausgenommen die bekanntesten Köp- 
fe) wie, als Feigenblatt, für die Montoneros und Mitglieder des 
ERP - sah sich Innenminister Troccoli zu einem Dementi genötigt: 
"Es gibt keinen Plan für ein Amnestiegesetz." Gleichzeitig ver- 
suchte er aber auch, die Offiziere zu beruhigen: "Wir brauchen 
ein legales Instrumentarium, um die Verantwortlichen von denen 
zu trennen, die sich darauf beschränkten, in einer Notzeit Befeh- 
le auszuführen." Die Argumentation kennen wir. Fragt sich mr, 
wie diese Unterscheidung angesichts der breiten Einbeziehung al- 
ler Militärs in die Repression gemacht werden soll. 


15 Monate nachdem Alfonsin die Anklage gegen die wichtigsten Mi- 
litärs verfügt hatte, beganhı der wohl wichtigste und folgenreich- 
ste Prozeß in der Geschichte Argentiniens. Nachdem das oberste 
Militärgericht es abgelehnt hatte, die Hauptverantwortlichen der 
Militärdiktatur zu verurteilen, da es keine Verfehlungen fest- 
stellen konnte, ging die Zuständigkeit an ein ziviles Gericht 
über. (Vgl. LN 131, S. 27 - 32) 


Aus den über 9 000 Fällen, die von der Säbato-Kommission zusam- 
mengetragen wurden und in dem viel gelesenen Buch "Nunca mäs! 
(Nie wieder) veröffentlicht wurden, hat Staatsanwalt Strassera 
‘beispielhaft 711 Fälle ausgesucht und gründlich nachrecherchiert 
Für die Anklage bietet er auch Zeugen aus dem Militär auf, die 
in den nächsten Monaten ihre Aussage machen werden. 


In diesem Hauptverfahren - daneben gibt es noch eine Menge Ver- 
fahren, die von "privaten" Klägern gegen Mörder und Folterer an- 
gestrengt werden — sind Mitglieder der militärischen Regierungs- 
juntas angeklagt: General Videla, Brigadier Agosti, Admiral Mas- 
sera (die drei Angehörigen der ersten Junta, 1976-79), General 
Viola, Brigadier Graffigni und Admiral Lambruschini (Angehörige 


der zweiten Junta) sowie General Galtieri, Brigadier Lami Dozo 
und Admiral Anaya (die für den Malvinen-Krieg verantwortlich 
sind). Ihnen werden Totschlag, Freiheitsberaubung und Anwendung 
der Folter vorgeworfen. Die Angeklagten Ichnen die Zuständigkeit 
der Zivilen Kammer des Bundesgerichts ab und werden während des 
Prozesses nicht im Gerichtssaal erscheinen, was nach der argenti- 
nischen Gesetzgebung ihr Recht ist. In der Zwischenzeit sind sie 
'in einem luxuriösen Militärgefängnis von Buenos Aires unterge- 
bracht, von wo aus sie auch ohne Probleme vor und während ihres 
Prozesses politische Stellungnahmen gegen die demokratische Re- 
gierung abgeben Können. Der Prozeß wird mindestens ein Jahr dau- 
ern, 


Für Staatsanwalt Massera ist die Beweislage klar. In einem Ge- 
spräch sagte er: "Ich glaube, daß sie schuldig sind." Er betonte 
aber auch: "Man darf nicht die gesamten Streitkräfte für die Ver- 
brechen verurteilen, die von einigen wenigen begangen worden 
sind." 


Diese - auch von der Regierung geteilte - "Theorie" der entla- 
stenden’@ehorsamspflicht wird von den Menschenrechtsorganisatio- 
nen kritisiert: "Um dem öffentlichen Druck zu genügen und die 
Glaubwürdigkeit der Regierung zu wahren, sollen die neun Militärs 
in einem international beachteten Prozeß als Sündenböcke verur- 
teilt werden. Unberührt bleibt dabei die Struktur des Militärs 
erhalten in seiner Gesamtheit, von der so weiterhin die Gefahr 
eines Völkermordes ausgeht." 
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LATEINAMERIKA TAGE ’85 vom 14.-23,. Juni 


Gemeinsam mit einer Vielzahl weiterer ‚Berliner Lateinamerika- 
Gruppen und -Komitees führt das FDCL vom 14. - 23. Juni zum 
dritten Mal in seiner elfjährigen Geschichte LATEINAMERIKA 
TAGE durch, deren Programm wir im Folgenden abdrucken. 
Obwohl die LATEINAMERIKA TAGE '85 von verschiedenen Stellen 
bezuschußt werden, ist das FDCL auf zusätzliche Spenden an- 
gewiesen! 

Spendenkonto: FDCL, Stichwort "LATEINAMERIKA TAGE '85" 
Postgirokonto Berlin-W 17.69 66 - 104 (BLZ 100 100 10) 

Da das FDCL ein eingetragener gemeinnütziger Verein ist, 
kann es für Spenden steucerabzugsfähige Quittungen ausstellen, 


DISKUSSIONEN — KONZERTE — THEATER FESTE 
Freitag 7.6. 

Konzert MITIMAES Passionskirche, Marheinekeplatz 20.00 
Freitag 14.6. 

Internationale Kooperation und TU, Hörsaal 107, 18.30 
Demokratisierungsprozeß in LA Straße des 17, Juni 133, 1/12 

Lateinamerikanische Filmnacht Grimmstr. 6, 1/61 19.00 
Projekte in Nicaragua GEW, Ahormstr. 5, 1/30 19.00 
Widerstand und Volkskultur in Peru BAZ, Oranienstr. 159, 1/61 19.00 
Ecuador — Wende nach rechts Nostizstr. 6, 1/61 20.00 
Sonnabend 15.6, 

Fiesta Centroamericana Antiimperialista Alte TU-Mensa 20.00 
Bolivien Konzert Kirche am Hohenzollernplatz 20.00 
Aktion Inka Mehringhof, Gneisenaustr. 2, 1/61 20.00 
Gran Fiesta Andina Mehringhof, Gneisenaustr. 2, 1/61 22.00 
Nicaragua: Revolution und politische Legitimation Nostizstr. 6, 1/61 20.00 
Sonntag 16.6. 

Guatemala-Nachmittag BAZ, Oranienstr. 159, 1/61 14.00 
Konzert: Linien einer Identität Passionskirche, Marheinekeplatz 20.00 
Montag 17.6. 

Rüstungsexporte der BRD nach LA KSG, Meinekestr. 12, 1/15 19.30 
Gesundheitsbrigaden in Nicaragua Mehringhof, Gneisenaustr. 2, 1/61 20.00 
Klavierkonzert GUSTAVO LA CRUZ Kirche am Hohenzollemplatz 20.00 
Dienstag 18.6. 

Politische Alternative für Chile Eichenallee 47, 1/19 18.00 
Frauen im alltäglichen Widerstand LAI, Breitenbachplatz 18.00 
AL und Solidaritätsbewegung AL, Badensche Str. 29, 1/31 19.00 
Kuba—die neue Literatur in der Karibik Grimmstr. 6, 1/61 19.00 
Brigadisten berichten von ihrem Ev. Gemeinde Gropiusstadt Süd, 19.30 
Emteeinsatz in Nicaragua J.-Gottschalkweg 41, 1/47 

TEATRO VIVO Ballhaus Tiergarten 19.30 
Bolivien-Abend Richard-Wagner-Str. 25, 1/10 20.00 
Honduras: Aggressiver Staat—unterdrücktes Volk Nostizstr. 6, 1/61 20.00 
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Mittwoch 19.6. 
Chile-Informationsveranstaltung 


Kreuzberg—San Rafael del Sur 
Emtebrigaden für Nicaragua 
No hay Derecho 

Konzert PIRAY 


TU, Hörsaal 104 

U-Bhf. Schlesisches Tor 
Herbartstr. 4, 1/19 
Ökodorf, Kurfürstenstr. 14 
Kirche am Hohenzollernplatz 


18.00 
19.00 
19.30 
20,00 
20.00 


Donnerstag 20.6. 
Dritte Weit Medien-Börse 


Dritte Weit in der Schule 

Lesung lateinamerikanischer Autoren 
TEATRO VIVO 

Exil und Rückkehr 

Kinderarbeit in Lateinamerika 
Guatemala -Schönes grausames Land 


Freitag 21.6. 
Dritte Welt Medien-Börse 


Berichterstattung aus der Dritten Welt 
Lesung von Autoren aus der 3. Welt 
Peru aktuell: Menschenrechte 
Zentralamerika und die Karibik 
Ökologie in Lateinamerika 


Konflikt um die Theologie der 
Befreiung 


TEATRO VIVO 

Nicaragua Hoy (Info-+Fete) 
CUARTO MUNDO 

Der Deal mit dem Kaffee 


Sonnahend 22.6. 
Dritte Welt Medien-Börse 


Aktion Inka (Info +Fest) 
Lateinamerika Nachrichten Pressefest 


Ballhaus Kreuzberg 
Naunynstr. 27, 1/36 
Naunynstr. 27, 1/36 
Ballhaus Tiergarten 
Wikingerufer 7, 1/21 
Richard-Wagner-Str. 25, 1/10 
BAZ, Oranienstr. 159, 1/81 


Ballhaus Kreuzberg 
Naunynstr. 27, 1/36 
Naunynstr, 27, 1/36 
Klopstockstr. 31, 1/21 

TU, Architekturgeb., R. A 151 
Goathestr. 11-12, 1/12 


Kloster St. Paulus 
Oldenburger Str. 46, 1/21 


Ballhaus Tiergarten 

Ale TU-Mensa 
Kiezpallast 

Ex, Gneisenaustr. 2, 1/61 


Ballhaus Kreuzberg 
Mehringhof, Gneisenaustr. 2, 1/61 
Ballhaus Kreuzberg 


Sonntag 23.6. 
Der Norden Nicaraguas 


Kath. LA-Gottesdienst 
El Salvador (Diskussion) 


Grimmstr. 6, 1/61 
Waldemarstr. 8, 1/36 
Haus am Böcklerpark 


LATEINAMERIKA FILMTAGE 


erhalten Sie im 


11-19 
16,00 
20.00 
19.30 
19.00 
19.30 
19,30 


10-19 
17.00 
20.00 
18.00 
19.00 
19.00 


ab 
19.30 


19.30 
20.00 
20.00 
21.00 


11-14 
19.00 
20.00 


18.00 
18.00 
20.00 


vom 7.-13. Juni Filmbühne am Steinplatz 
FILMTAGE AM LATEINAMERIKA -INSTITUT 
Verschiedene AUSSTELLUNGEN 


Ein ausführliches Programmheft und Eintrittskarten für die verschiedenen Veranstaltungen 


vom 18.-21. Juni 
vom 15.-30. Juni 


PRESSE- UND INFORMATIONSBÜRO im Ökodorf, Kurfürstenstr. 14, Berlin 30, Tel. 261 2487 


und im 


FORSCHUNGS- UND DOKUMENTATIONSZENTRUM CHILE -LATEINAMERIKA (FDCL) 


Gneisenaustr. 2, Berlin 61, Tel. 693 40 29 


gegen Voreinsendung eines mit Ihrer Anschrift versehenen und 
mit DM 1,10 frankierten Briefumschlags im Format G 5 (ca 16 x 


23 cm). 


se 
HONDURAS 


Wir lassen uns nicht vertreiben 


Über die salvadoreanischen Flüchtlinge und insbesondere 
über diejenigen, die sich in den Lagern Colomoncagua 

und San Antonio befinden, wurde schon des öfteren in den 
Lateinamerika-Nachrichten berichtet. In dieser Ausgabe 
beschreiben wir die aktuelle Situation nach Informatio- 
nen, die uns eine Gruppe von Flüchtlingsfrauen über- 


mittelt hat. 


Seit eineinhalb Jahren beabsichtigt man, diese Flücht- 
linge ebenso wie diejenigen, die sich im Lager Mesa 
Grande in Honduras befinden, zu verlegen. Zuerst sollte es 
eine Verlegung weiter ins Innere von Honduras sein, doch 
dazu kam es nicht. Nun, d.h. seit September 1984 bemüht 
man sich verstärkt, sie nach El Salvador "zu repatriie- 
ren" mit dem Argument, in diesem Land (El Salvador) gäbe 
es ein demokratisches System und eine demokratisch vom 
Volk gewählte Regierung; daher könne jeder Bürger sich, 
sehr wohl in seinem Land aufhalten, es sei denn, er sei 
Subversiver und müsse aus diesem Grunde in andere Län- 
der fliehen. Die hondurenische Regierung drängt die Re- 
gierung El Salvadors, die Repatriierung von 20 000 sal- 
vadoreanischen Flüchtlingen, die sich auf hondureni- 
schem Territorium befinden, zu akzeptieren. In den Ver- 
handlungen diesbezüglich ist man bis heute nicht be- 
sonders weit gekommen, auf die Flüchtlinge jedoch wird 
Druck ausgeübt "freiwillig" der Repatriierung zuzustim- 
men. Zu Beginn des Jahres 1985 hat die hondurenische 
Regierung hinsichtlich des Flüchtlingsproblems einen 
neuen Kurs eingeschlagen, der auf eine stärkere Aktivi- 
tät von seiten hondurenischer Kräfte hinausläuft. Im 
einzelnen wird folgendermaßen vorgegangen: 


a. Stärkere Präsenz und Kontrolle von Regierungsfunktio- 
nären bei der Intwicklung und Durchführung des für die 
Flüchtlinge vorgesehenen Programmes. (Bis heute wurde 
diese Arbeit von ACNUR und nationalen und internatio- 
nalen mit der Flüchtlingsarbeit betrauten Stellen 
durchgeführt.) 


33 
TR — } — 
b. Abbau von im Lager beschäftigten Internationalisten 
und Ersetzen durch Hondurenier, z.B. Ärzten, Lehrern, 
Technikern usw. (In den letzten Jahren gab es mehrere 
Fälle, in denen hondurenische Mitarbeiter von der Ar- 
mee und den hondurenischen Sicherheitskräften entführt 
und gefoltert wurden. Von Januar bis April wurden drei 
Fälle von Entführung und Folter hondurenischer Mitar- 
beiter bekannt.) 


c. Ersetzen der internationalen Stellen und ihrer Mit- 
arbeiter durch nationale Institutionen. 


Dieser Plan stellt für die Sicherheit der Flüchtlinge 
eine starke Bedrohung dar, wenn man sich vor Augen 
führt, daß in den letzten Jahren Flüchtlinge aus den 
Lagern verschwanden, von den hondurenischen Sicherheits- 
kräften und den Militärs gefoltert wurden aufgrund der 
Zusammenarbeit im Lager beschäftigter Hondurenier mit 
den Sicherheitskräften. Damit soll der Druck auf die 
hondurenischen Mitarbeiter durch ihre Behörden sowie 

die Gefahr für ihre Sicherheit wie auch für die Sicher- 
heit der Flüchtlinge verstärkt werden. 


Der politische Druck (Diffamierung, Anklagen und Agita- 
tionspropaganda in der hondurenischen und internatio- 
nalen Presse) ebenso wie der militärische Druck auf die 
Flüchtlinge hat in den letzten Monaten zugenommen. Die 
eingangs erwähnte Gruppe von Flüchtlingsfrauen schreibt: 
"wir informieren die internationale Öffentlichkeit und 
die internationale Solidarität über die permanenten Be- 
drohungen in den Flüchtlingslagern." 


- Am 28. Februar, um 20.30 Uhr patroullierten Kräfte 
der hondurenischen Armee durch drei der sechs Lager 
von Colomoncagua. Die Patrouille bestand aus 15 Mit- 
gliedern der hondurenischen Armee, sie schritten be- 
drohlich durch die Lager und versetzten uns mit ihren 
Waffen und Funkgeräten in Schrecken. Für ihren Ein- 
satz nutzten sie die Nachtzeit aus, während der sich 
keine internationalen Beobachter in den Lagern auf- 
halten. 


- Am 11. März beschossen Hubschrauber des salvadoreani- 
schen Heeres das Dorf Joateca (dieses Dorf befindet 
sich in unmittelbarer Nähe der Grenze und von den La- 
gern aus konnten die Hubschrauber bei ihrem Einsatz 
beobachtet werden), verletzten mehrere Personen und 
töteten sechs. : 


- Am Donneestag, dem 14. März, ungefähr um zehn Uhr mor- 
gens wurden Mitglieder des hondurenischen Heeres - 
es waren sicherlich mehr als hundert - von Hubschrau- 
bern der Armee von Honduras in Colomoncagua abgesetzt. 


vice) koordiniert, als 
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Ganz offensichtlich um die Lager zu terrorisieren, 
kreuzten sie mehrmals in den Hubschraubern über den 
Lagern. Wir waren sehr beunruhigt, da wir nie wissen, 
was für Pläne sie haben. Seit diesem Tag haben sie 
die Lager immer wieder überflogen. 


- Innerhalb von zwei Wochen waren mehr als hundert Mit- 


glieder des 2. Infanteriebatallions und spezielle 
Einsatzkräfte der Counterinsurgency (Cuerpo especia- 
lizado contrainsurgencia - COBRA) des hondurenischen 
Heeres in Colomoncagua. Peinlich genau untersuchten 
sie die Fahrzeuge, die uns mit Lebensmitteln und an- 
deren Materialien beliefern sowie die persönlichen 
Gegenstände der Beschäftigten und verlangten eine 
spezielle Genehmigung zum Betreten der Lager. 


- Am 2. April nahmen sich 70 Mitglieder des hondureni- 


schen Heeres, sogenannte COBRAS das Lager San Anto- 
nio (ungefähr dreißig Kilometer von Colomoncagua ent- 
fernt) vor. Um sechs Uhr morgens kamen sie und durch- 
suchten minuziös sämtliche Behausungen und das ganze 
Lager. Zufällig befand sich an diesem Tage ein inter- 
nationaler Beobachter im Lager. 
Zu solchen und ähnlichen Vorfällen kommt es nun schon 
seit Jahren innerhalb und in der Nähe dieser Lager, die 
ohne irgendeine Übertreibung eher als Konzentrations- 
lager denn als Flüchtlingslager bezeichnet werden kön- 
nen, in denen mehrheitlich Kinder, Frauen und alte Men- 
schen leben, die von ACNUR, dem Flüchtlingshochkommissa- 
riat der Vereinten Nationen, betreut werden. 


Die hondurenische Regierung übt unablässig, auch in an- 
deren Bereichen, Druck auf die salvadoreanischen Flücht- 
linge aus, Eben jetzt wurde Kathy De Riemer, die das 
Flüchtlingsprogramm der C.R.S. (Catholic Relieve Ser- 
"persona non grata" des Landes 
verwiesen. Am Ende dieses Artikels folgt ein Schreiben 
an Poul Hartling, in dem von der ACNUR Erklärungen für 
dieses Vorgehen der hondurenischen Regierung gefordert 
werden. 


Der Grund für all diese Bedrohungen, den ausgeübten 
Druck, die Einschüchterungsmaßnahmen und die Repression 
ist die Absicht, "diese unbequemen Zuschauer (die 
Flüchtlinge) loszuwerden, die von hondurenischem Terri- 
torium aus die Zusammenarbeit der hondurenischen Armee 
mit der US-Armee bei den Operationen des salvadoreani- 
schen Heeres gegen die Zivilbevölkerung beobachten kön- 
nen." Zur militärischen Strategie der Invasion und 
Aggression gegen El Salvador gehört die Militarisierung 
der hondurenischen Grenze. Dazu müssen die Flüchtlings- 
lager geräumt werden, damit sie als Militärstützpunkte 
genutzt werden können. 
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Herrn Poul Hartling 
Flüchtlingshochkommissar der Vereinten Nationen / UNHCR 
Palais des Nations, CH - 1211 Genf 10 


Sehr geehrter Herr Hartling, 

wir haben aus Honuras erfahren, daß Frau Kathy de Riemer, Koordina- 
torin des Catholic Relieve Service (CRS) für die Lager der salvado- 
rianischen Flüchtlinge in Honduras, des Landes verwiesen und nach 
Costa Rica abgeschoben worden ist. Drei weitere ausländische CRS- 
Mitarbeiter im UNCHR-Flüchtlingsprogramm für Salvadorianer in Hon- 
duras sind von der Ausweisung bedroht. 

Gleichzeitig verdichten sich die Gerüchte, daß durch militärischen 
Druck auf die Lager Colomoncagua und San Antonio, beide :Departement 
Intibucä, der UNHCR veranlaßt werden soll, die dort lebenden salva- 
dorianischen Flüchtlinge gegen ihren Willen zu repatriieren oder in 
das Lager Mesa Grande oder das neu erbaute Repatriierungszentrum in 
der Departementshauptstadt La Esperanza zu deportieren. 

Diese Entwicklung der Dinge kommt nicht von ungefähr. Wie Sie wis- 
sen, drängt die hondurianische Regierung seit dem Scheitern der 
Pläne zu einer Zwangsverlagerung der salvadorianischen Flüchtlinge 
ins Landesinnere von Honduras auf eine Repatriierung dieser Flücht- 
Tinge. Gleichzeitig fordert sie immer nachdrücklicher, zuletzt bei 
einem Besuch einer hohen hondurianischen Regierungsdelegation beim 
Sitz des UNHCR in Genf, die "Hondurianisierung" des Flüchtlings- 
programms, u.a. den Austausch von internationalem durch honduriani- 
sches Personal. 

Die salvadorianischen Flüchtlinge, die unter dem Schutz des UNHCR 
stehen, lehnen aus Ihnen ebenfalls bekannten Gründen eine Repatri- 
ierung zum derzeitigen Zeitpunkt ab und ebenso eine "Hondurianisie- 
rung” des Programmes, die darauf hinaus läuft, sie zu kontrollieren 
und ihnen den Schutz, den die Präsenz internationalen Personals 
darstellt, zu nehmen - in einer Situation, in der durch zunehmende 
Militarisierung der Lager und ihrer Umgebung ihre Sicherheit weni- 
ger gewährleistet ist denn je. 

Schließlich dürfte Ihnen auch bekannt sein, daß internationales 
Personal u.a. eingestellt wurde, weil Leib und Leben honduriani- 
scher Mitarbeiter/innen des Programms gefährdet sind. Erst vor kur- 
zem wurde ein hondurianischer Sozialarbeiter des Programms verhaf- 
tet und gefoltert und nur aufgrund des mutigen Eingreifens des Bi- 
schofs von Santa Rosa de Copan und des Einflusses des UNHCR auf 
nationaler hondurianischer Ebene wieder freigelassen, worauf er das 
Land aus Sicherheitsgründen verlassen mußte. 

Angesichts all dieser Entwicklungen fragen wir besorgt, was der 
UNHCR zu tun gedenkt, um die Sicherheit der salvadorianischen 
Flüchtlinge in Honduras und die der hondurianischen und internatio- 
nalen Mitarbeiter/innen des Programms zu gewährleisten. Wir wären 
Ihnen dankbar, wenn Sie unsere Sorge um das Schicksal der salvado- 
rianischen Flüchtlinge in Honduras ernst nähmen und uns informier- 
ten, was der UNHCR angesichts ihrer zunehmenden Gefährdung und Be- 
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drohung zur Sicherung ihrer physischen und psychischen Integrität 
unternehmen wird. 

In Erwartung Ihrer Antwort verbleiben wir 

mit freundlichen Grüßen 


NAME ADRESSE UNTERSCHRIFT 
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KOLUMBIEN 


Drogenhandel und ‘"Narcoguerrilla’” (Il) 


Der "Antidrogenkampf" muß für vieles herhalten. Für die Aufrüstung 
der costaricanischen Zivilgarde mit 4000 M-16-Sturmgewehren durch 
die USA genauso, wie Mitte der 70er Jahre für die finanzielle Un- 
terstützung der argentinischen Polizei und der Todesschwdrone. 
Jegliche Interventions- und Repressionspolitik läßt sich im "Dro- 
genkrieg" rechtfertigen. 

Wird gegen den Drogenhandel vorgegangen, so sind die kleinen Bau- 
ern und Konsumenten in den Andenländern das Angriffsziel. Eine 
konsquente Unterdrückung des Rauschgifthandels würde die ökonomi- 
schen Grundfesten und das Machtgefüge von Ländern wie Bolivien, 
Peru oder Kolumbien erschüttern. Militär und Sicherheitskräfte 
sind die Protagonisten des Drogengeschäfts und zugleich Partner 


der US'Antidrogenbehörde DEA im "Krieg" gegen das Rauschgift. 


POLITIK UND DROGENHANDEL 


Wie bereits erwähnt, konnte die kolumbianische Mafia im Laufe 

der 70er Jahre, von staatlicher Seite mit Toleranz und Nachsicht 
bedacht. wachsen und gedeihen. In die Zeit der Regierungen 

Löpez (74-78) und Turbay (78-82) fällt der Marihuanaboom. Nach- 
dem das Marihuanageschäft aufgrund der Repression, vor allem aber 
wegen der Ausweitung des Anbaus einer neuen Sorte in den USA 
selbst in eine Krise geriet, ist es die Mafia von Antioquia, die 
ab Ende der 70er Jahre das vorher von den Drogenhändlern der 
Küste (Guajira) beherrschte Geschäft in die Hand nimmt und den 
noch lukerativeren Kokainhandel kontrolliert. Diese Mafia steht 
in enger Verbindung mit der Industrie, dem Finanzsektor, mit 
Militär, Polizei und Politikern. 

Präsident Löpez bringt die Einstellung wichtiger Tateinamerika- 
nischer Politiker zum Drogenproblem auf den Nenner: "Nicht wir 
sind es, die die Amerikaner korrumpieren, sondern ganz im Gegen- 
teil, sie korrumpieren uns - nicht wir verkaufen auf dem Times 
Square Kokain." In die Regierungszeit von Löpez Michelsen fällt 
die Einrichtung des berühmten "ventanilla siniestra" und die 
Legalisierung des persönlichen Besitzes von bis zu 28 Gramm 
Marihuana in Kolumbien. Im März 1979 wurde von der ANIF 
(Asociacion Nacional de Instituciones Financieras - Nationaler 
Verband der Finanzinstitutionen) ein Symposium zur Legalisierung 
von Marihuana durchgeführt, auf dem Wissenschaftler aus Kolumbien 
und den USA, kol. Politiker, der Generalstaatsanwalt und der nord- 
amerikanische Botschafter teilnehmen. Ernesto Samper Pizano, 


In einem geheimen Kokain-Labor. Mit Hilfe chemischer Substanzen 
wird das reine Kokain extrahiert. 


Politiker der Liberalen Partei und damaliger Direktor von ANIF gab 
im Rahmen jener Diskussion zu bedenken, daß bei der Widersprüch- 
lichkeit, mit der das Problem des Marihuanahandels gehandhabt 
wird, die negativen Auswirkungen immer auf Kolumbien zurückfallen: 


"- wir haben 20% des Nutzens und zahlen mit einem 100°%ig 
schlechten Ruf. 

- wir zerstören die Parzellen unserer Bauern,ohne ihnen Alter- 
nativen für den Anbau zu bieten, nur um den Wahlmanövern best im- 
mter Politiker in den USA zu entsprechen, 

-wir bezahlen mit der Korruption unserer Institutionen, unseres 
Militärs, die "flexible" Haltung der USA gegenüber dem Drogen- 
konsum in ihrem Lande..." (ANIF) 


Was sich hinter diesen Feststellungen und den moralischen Apellen 
von Pizano, einem Vertreter der kolumbianischen Bourgeoisie, ver- 
birgt, sind die Ambitionen eines Sektors der Liberalen Partei, 
selbst besser ins Geschäft zu kommen, was mit einer Legalisierung 
des Marihuanahandels erreicht werden sollte. 

Ein anderes Problem,das Samper Pizano bewegt, ist die Befürchtung, 
demnächst von den USA aus dem Markt gedrängt zu werden. "In Anbe- 
tracht der Widersprüchlichkeit, in der sich das Problem bewegt, 
werden innerhalb kurzer Zeit Malboro-Zigaretten aus Marihuana die 
einzigen Spuren dieser Diskussion sein. Wir werden diese in 
wenigen Jahren zu Millionen importieren, wie wir bis jetzt alle 
Arten von schädlichen Substanzen - das "Agent Orange", Medi- 
kamente, die Mutationen hervorrufen, Pestizide, die das ökologische 
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Gleichgewicht zerstören - importiert haben, Warum nicht auch 
Marihuana? Schließlich deutet alles darauf hin, daß Marihuana, 
wenn es erst einmal aus den USA kommt, nicht halb so schädlich ist 
wie das von uns exportierte. Dies sind die widerwärtigen Gegen- 
sätze, die die Abhängigkeit hervorbringt." 

Anbau und Verkauf von Marihuana sind in Kolumbien nicht Tegali- 
siert worden. Zumindest in einem Punkt sah Samper die Entwicklung 
voraus. Die Versorgung des nordamerikanischen Marktes wird heute 
fast ausschließlich durch die Produktion in den westlichen Bundes- 
staaten des Landes gedeckt. 1982 wurde der Wert des dort ge- 
ernteten Marihuanas mit ca. 8,5 Mrd. Dollar angegeben und 

nahm damit hinter Mais, Weizen und Soya, den vierten Rang unter 
den bedeutendsten Agrarprodukten der USA ein. 

Fragen nach dem Sinn einer kostspieligen Unterdrückung des 
Marihuanahandels, während bei einer Legalisierung Millionen von 
Stevergeldern in die Staatskassen fließen könnten, sind immer 
wieder von Vertretern der verschiedensten politischen Lager auf- 
geworfen worden. Die andere Forderung nach einer Steueramnestie, 
durch die die "heissen Gelder" legalisiert werden könnten, um sie 
produktiven Zwecken zuzuführen, kam später hinzu, Einer ihrer 
Verfechter war der derzeitige Wirtschaftsminister Roberto Junguito 
Bonet; auch der Industrieverband ANDI sowie der Verband der Metall- 
industrie FEDEMETAL traten für eine solche Maßnahme ein. Anfang 
1983 wurde diese Steueramnestie von der Regierung Belisario 
Betancur verkündet. In Medellin reichte daraufhin der Mafiaboss 
Carlos Lehder eine Steuererklärung über 170 Mio. Pesos (ca. 2 Mio. 
Dollar) ein. 

Direkt von den Drogengeldern profitierte so mancher führende 
Politiker der traditionellen Parteien, wenn für die Unterstützung 
seines Wahlkampfs in bester Flick-Manier die Geldsäcke der Kokain- 
mafia geöffnet wurden. 


BEKÄMPFUNG DES DROGENHANDELS AB 1983 


Es stellt sich die Frage, warum diese Politik der Tolerierung ab 
1983 und verstärkt nach dem Tod von Justizminister Lara Bonilla 

im April 1984 in ein entschiedeneres Vorgehen gegen den Drogenhan- 
del umgeschlagen ist. Um einer Erklärung näher zu kommen, muß ei- 
ne Reihe von Entwicklungen in Kolumbien und in den USA berücksich- 
tigt werden. Da wären der ansteigende Konsum von "basuco", eines 
Kokainvorprodukts minderer Qualität, in Kolumbien selbst, der zu- 
nehmende politische Ehrgeiz einzelner Mafiabosse und die Provoka- 
tion durch die Ermordung des Justizministers zu nennen. Auf der 
anderen Seite übt die Regierung Reagan einen verstärkten Druck 

auf die drogenproduzierenden Länder Lateinamerikas aus. Der Hebel 
wird unter der Bedingung einer extremen Verschuldung an der Kre- 
ditvergabe angesetzt. Auf politischer Ebene versucht man, der ko- 
lumbianischen Regierung den Antidrogenkampf als einen kombinierten 
Krieg gegen Mafia und &uerilla, gegen die sogenannte "Narcogue- 
rilla", schmackhaft zu machen. 
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"Basuco", das in Zigaretten geraucht werden kann, die in anderen 
Tateinamerikanischen Ländern auch als "brutos" bekannt sind, ist 
ein nicht zu Kokain verfeinertes Produkt aus Kokapaste, das chemi- 
sche Verunreinigungen wie Ätznatron, Schwefelsäure und Kerosin 
enthält. In Bogotä wird basuco an Straßenständen unter der Hand 

an Kinder und Jugendliche verkauft wie Kaugummi. Ein Gramm kostet 
ungefähr 5 Dollar. Um gegen die Ausbreitung des basuco-Gebrauchs 
vorzugehen und über dessen Gefahren zu informieren, werden von 
Seiten des Staats in den Massenmedien Kampagnen durchgeführt und 
große Plakatwände aufgestellt. Eltern von Kindern, die dieses sehr 
schädliche Rauschgift nehmen, haben sich zu Gruppen und Organisa- 
tionen zusammengeschlossen. In einer Kleinstadt in der Nähe von 
Bogotä kam es zu einer Protestdemonstration und zur anschließenden 
Zerstörung einer Diskothek, die als Drogenumschlagplatz galt. Der 
Gebrauch von basuco entwickelte sich in den letzten drei Jahren 

zu einem gesellschaftlichen Problem. Da das Produkt relativ billig 
ist, erreicht es große Teile der Jugendlichen aus der Unter- und 
Mittelschicht. Unter den Bedingungen von Armut und Perspektiv- 
losigkeit kann dies in Anbetracht der ohnehin sehr hohen Krimina- 
litätsrate in den großen Ballungszentren eine explosive Wirkung 
haben. 


Größeres Unbehagen als der "basuco"-Konsum dürfte den politischen 
Eliten des Landes jedoch das sich ausweitende politische Engage- 
ment verschiedener Mafiabosse bereitet haben. Mit den Mitteln der 
traditionellen Politik, des Klientelismus (Einrichtung von Märk- 
ten, Stipendien, Überlassung von Häusern, Verschaffung von Pöst- 
chen in der Verwaltung) versuchten sie, politische "Bürgerbewe- 
gungen" und Parteien zu unterstützen oder ins Leben zu rufen. Es 
kam soweit, daß Carlos Lehder im Department Armenia die politische 
Hegemonie des langjährigen liberalen Führers Löpez in Frage 
stellte. Lehder, ein erklärter Anhänger Adolf Hitlers und der 
These, die vom Nazi-Regime ermordeten Juden seien ausschließlich 
durch "Feld- und Fabrikarbeit" umgekommen, gründete eine nationa- 
listisch geprägte Partei, den Movimiento Civico Latino Nacional 
(MCLN) - Nationale Lateinamerikanische Bürgerbewegung. Er läßt 
den "Quindio Libre", eine mit nationalistischer Propaganda ge- 
spickte Zeitung, kostenlos unter's Volk bringen und verteilt Geld 
an Arme und Bedürftige. Ihm gehörte die "posada alemana" (Deut- 
sches Gasthaus), zu der Lastwagen mit Leuten gekarrt wurden, die 
dort billiger als in einem Supermarkt zu essen bekamen. Pablo 
Escobar machte es Lehder in Medellin gleich. Er rief die Bewegung 
"Medellin Civico" (Bürgerbewegung Medel1in) ins Leben, verschenk- 
te eine von ihm herausgegebene Zeitschrift, 2000 Häuser und 100 
Sportplätze mit Beleuchtung - dies alles in der Absicht, Abgeord- 
neter zu werden, was ihm schließlich auch gelang. Die Mafia voll- 
zog einen qualitativen Schritt, sie kaufte nicht mehr nur Parla- 
mentarier, sie ließ sich nun selbst wählen. 


Zwei Wochen nach der Ernennung von Lara Bonilla zum Justizminister 
im August 1983 spielte sich im Parlament ein denkwürdiges Schau- 


1 


Rodrigo 


Lara Bonilla 


spiel ab, das das Vorgehen der kolombianıschen Regierung gegen 

den Drogenhandel nachhaltig beeinflußt haben dürfte. Jairo Ortega, 
ein Abgeordneter aus Antioquia, dessen Stellvertreter im Parlament 
Pablo Escobar war, beschuldigte den neuen Justizminister Lara 
Bonilla, von einem Medelliner Drogenhändler einen Scheck über 

1 Mio. Pesos (ca. 100'000 US-$) für den Wahlkampf seiner Partei, 
des "Neuen Liberalismus", in Empfang genommen zu haben. Obwohl 

die ganze Sache klar inszeniert aussah, konnte sich der Minister 
nur schlecht aus der Affaire ziehen. Es wurden Tonbandmitschnitte 
präsentiert, mit denen die Geldübernahme dokumentiert werden soll- 
te. Gerade Bonilla, der ins Parlament einzog, um dort das Thema 
der "dineros calientes" (heiße Gelder) öffentlich zu machen, war 
nun als erster gebrandmarkt. 


Diese ihm von der Mafia präsentierte Affaire war wohl ausschlag- 
gebend dafür, daß er in der Folge mit besonderer Entschiedenheit 
den Kampf gegen alle Bereiche dieser Mafia aufnahm. Es folgten 
Enthüllungen über Drogengelder im Fußballgeschäft, im Radsport, 

in der Politik und in den Medien, es wurden Schläge gegen die Ma- 
rihuanahändler ebenso wie gegen die Kokainmafia verteilt. Eines 
erreichte er jedoch bis zu seiner Ermordung nicht: die Unterzeich- 
nung eines Auslieferungsabkommens mit den USA. Dies war das erste, 
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womit Belisario Betancur, der sich vorher dagegen gesträubt hatte, 
nach der Ermordung des Justizministers den "totalen Krieg" gegen 
die Drogenmafia einleitete. Das Auslieferungsabkommen ist nach 
wie vor sehr umstritten, oppositionelle Kritiker sehen darin eine 
Beschneidung der nationalen Souveränität und befürchten eine Aus- 
weitung des unspezifizierten Abkommens auf politische Delikte. 
Bisher wurden vier Drogenhändler nach Miami ausgeliefert. 


ANTIDROGENPOLITIK DER USA - KREUZZUG GEGEN DIE UN- 
HEILIGE ALLIANZ VON KOMMUNISMUS UND DROGENHANDEL 


Wenige Wochen vor dem Attentat auf Lara Bonilla in Bogotä hatten 
kolumbianische Polizei- und Armee-Einheiten in Yari im Amazonas- 
urwald einen immensen Kokain-Labor-Komplex aus mehr als 40 Gebäu- 
den gestürmt. Bei der Aktion wurden große Mengen von Chemikalien 
und ca. 14 Tonnen reines Kokain beschlagnahmt und vernichtet. Die- 
ser Schlag gegen die Drogenmafia war von langer Hand vorbereitet. 
Das US-Antidrogendezernat (DEA) stellte die Informationen bereit 
und der kolumbianische Justizminister koordinierte den Einsatz 

mit dem Verteidigungsministerium. Präsident Belisario Betancur 
widersetzte sich jedoch dieser Aktion, da ihm der Zeitpunkt des 
Eingreifens denkbar ungelegen kam, standen doch die geheimen Waf- 
fenstillstandsverhandlungen mit der Guerilla kurz vor dem Abschluß 
(vgl. LN 131 S. 43ff) und es war abzusehen, . daß die Entdeckung 
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und Erstürmung des Labor-Komplexes als Beleg für die "Narcogue- 
rilla"-These mißbraucht werden würden, um so von interessierter 
Seite (USA und kolumbianische Militärs) die "Friedensverhandlun- 
gen" zu torpedieren. Der US-Botschafter Tambs hatte kurz zuvor 

die Theorie von der "Narcoguerilla" breit lanziert. Die geschick- 
te Kombination von zwei Übeln soll den USA die Legitimation geben, 
gleichzeitig den Drogenhandel und die Guerilla zu kontrollieren. 
Die gesamte kolumbianische Reaktion stand hinter der Version von 
der "Narcoguerilla". Kurz darauf, am 30. April, stirbt der Justiz- 
minister unter den Kugeln der Mafia. Sein Tod wird von denjenigen 
ausgeschlachtet, die das Gerücht der Narcoguerilla aufgebracht 
hatten. Man bedient sich des toten Ministers, um in Kolumbien er- 
neut den Ausnahmezustand zu erpressen. Etwa zur gleichen Zeit, 

im Sommer 1984, verbreitet die US-Fernsehgesellschaft CBS ein Fo- 
to, das von einem DEA-Agenten stammt und angeblich Pablo Escobar 
bei der Beladung eines Flugzeuges mit 1'500 Kilo Kokain auf dem 
Flughafen von Managua zeigt. Mit auf dem Foto ist (It. DEA-Infor- 
mationen) ein Vertrauter von Thomas Borge, Frederico Vaughan, der 
offenbar mit Escobar zusammenarbeitet. Wie so oft bei Bildern von 
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Pablo Escobar beim dirigieren der Beladung eines Flugzeugs mit 
1'500 Kilo Kokain auf dem Flughafen von Mainagua am 25. 7. 1984 


CIA, DEA oder Pentagon läßt die Qualität der Fotos leider etwas 
zu wünschen übrig. Für den US-Präsidenten reicht es allemal, um 
Nicaragua der Allianz mit dem internationalen Drogenhandel zu be- 
zichtigen. Genauso wird auch Cuba von Reagan wiederholt als An- 
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laufstelle der Rauschgifthändler gebrandmarkt. Fidel Castro hat 
im März dieses Jahres in einem Interview mit CBS die Angriffe zu- 
rückgewiesen und den USA das Angebot unterbreitet, jedes Flugzeug 
oder Schiff abzuschießen, das illegal Drogen befördert, wenn ihm 
die nötigen Informationen zur Verfügung gestellt werden. 


Die Stichhaltigkeit der US-Vorwürfe gegen Nicaragua und Kuba wird 
vom US-Magazin "Newsweek" bezweifelt. Zu Kuba heißt es in einem 
Artikel: Ideologische Rechtsausleger in den USA vermuten seit 
langem, daß Kuba im Drogenhandel mitmischt, um Westdevisen zu ver- 
dienen und die Amerikaner zu vergiften. Geheimdienstquellen geben 
an, daß das Land seinen Luftraum für Schmugglerflugzeuge zur Ver- 
fügung stellt ... Juristen sagen jedoch, daß es keine harten Be- 
weise dafür gibt, daß Kuba Kokain produziert oder raffiniert, 

oder daß es direkt in den Drogentransport verwickelt ist. 


Die Stoßrichtung der US-Regierung ist klar und die Strategie ist 
so neu nicht. Zu Zeiten der Unidad Popular in Chile wurden Mit- 
glieder der regierung Allende beschuldigt, in den Drogenhandel 
verstrickt zu sein, und der Präsident selbst wurde des Drogenkon- 
sums bezichtigt. 
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Im Mai 1974 erschien im argentinischen Fernsehen Löpez Rega, So- 
zialminister und Kopf der Todesschwadrone (Alianza Anticommunista 
Argentina - AAA - Argentinische Antikommunistische Allianz) zu- 
sammen mit dem US-Botschafter Robert Hill, um festzustellen: "Wir 
haben Guerilleros nach ihrem Angriff festgenommen, die high waren. 
Guerilleros sind die hauptsächlichen Drogenkonsumenten in Argen- 
tinien. Daher ist die Anti-Drogenkampagne automatisch auch eine 
Anti-Guerilla-Kampagne." Während die Todesschwadrone wüteten, wur- 
den im Rahmen des INC (International Narcotics Control Program 

- internationales Drogenkontrollprogramm der USA) 345 Mio US-$ 
nach Argentinien geschickt. Ein Teil dieser Gelder ging über Löpez 
Rega direkt an die AAA, ein anderer Teil wurde zur militärischen 
Ausrüstung der Bundespolizei verwendet. Im Vorfeld des Militär- 
putsches wird 1976 Löpez Regas Verstrickung ins Kokaingeschäft 
publik gemacht. Der Sozialminister verschwindet, die Militärjunta 
kommt. Der neue Außenminister rezitiert den gleichen Vers: "Wir 
greifen den Körper durch den Krieg gegen die Guerilla an, und sei- 
nen Geist durch den Krieg gegen das Drogengeschäft, beides Träger 
nihilistischer und kollektivistischer Ideen." (Vgl. Henman S. 131 
u. 158). Es hat also eine. gewisse Tradition, daß Militär und 
rechtsextreme Sicherheitsdienste die von den USA verbreitete The- 
se der Allianz von Guerilla und linken Regierungen mit dem Drogen- 
handel benutzen, um die eigene Verstrickung in das lukrative Ge- 
schäft zu kaschieren. Mit den für die Drogenbekämpfung bereitge- 
stellten US-$ wird die Aufrüstung der militärischen Apparate be- 
trieben, die wiederum zur Unterdrückung von Guerilla, Bauern- und 
Volksbewegungen eingesetzt werden. 


In Kolumbien richteten sich die Vorwürfe der Kolaboration mit der 
Mafia gegen verschiedene GueriTlagruppen, die im gleichen Gebiet 
wie die Drogenhändler operieren. Die FARC (der KP nahestehende 
Guerilla) wurde vom US-Botschafter beschuldigt, allein in einer 
bestimmten Region eine 100 ha große Kokapflanzung zu betreiben 

und damit 1982 einen Gewinn von 9 Mrd. Pesos (ca. 100 Mio US-$) 
erwirtschaftet zu haben. Beweise wurden auch hier nicht vorgelegt. 
Nachdem Carlos Lehder im Februar illegal nach Kolumbien zurück- 
kehrte, gab er ein geheimes Fernsehinterview, in dem er die Grün- 
dung eines Heeres von 500’000 Mann und die Zusammenarbeit mit der 
M-19 bekanntgibt, um gegen das Auslieferungsabkommen zu kämpfen. 
Lehder hat bei anderer Gelegenheit hervorgehoben, daß ihm das Mi- 
litär bedeutend näher stehe, als die Guerilla und daß er sich als 
kämpfer gegen den Kommunismus verstehe. Die Allianz von Mafia und 
Militär in der paramilitärischen Gruppe MAS, die gewerkschafter, 
Bauern und linke Aktivisten umbringt, gilt in Kolumbien als erwie- 
sen (Vgl. LN 113). 


Das Militär und die Polizei waren zu jeder Zeit zutiefst in den 
Kokainhandel verstrickt. Der Ausnanmezustand wurde dazu miß- 
braucht, kontrollierend in das Rauschgiftgeschäft einzugreifen. 
Als im August 1984 führende Polizisten des Departments Valle 100 
Kannen Ather (wichtig zur Herstellung von Kokain) beschlagnahmten, 
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die dann spurlos verschwunden, bemerkte ein Sprecher der Staatsan- 
waltschaft dazu, daß die Maßnahmen, die im Rahmen des Ausnahmezu- 
stands gegen den Drogenhandel ergriffen wurden , bedauer licherwei- 
se nur zur Bereicherung einiger Mitglieder der Polizei beigetragen 
hätten. Es handelt sich jedoch nicht um einzelne korrupte Armee-, 
Sicherheits- und Polizeiagenten und auch nicht um politische In- 
dividuen einzelner Parteien. Der Rauschgifthandel ist, was bei 
seinem ökonomischen Gewicht nicht verwundert, integraler Bestand- 
teil des gesamten nationalen Lebens. Der konstruierte Vorwurf der 
"Narcoguerilla" kann dies nur verschleiern. 


Die Regierung Reagan hat eine umfangreiche Bekämpfung des Drogen- 
handels in den lateinamerikanischen Ländern eingeleitet. Sie führt 
den Kampf an verschiedenen Fronten, läßt Koka- und Marihuanapf Tan- 
zungen vernichten, verschärft die Zollkontrollen, weitet die Kon- 
takte zu den Militärs der jeweiligen Staaten aus, schickt Waffen, 
Hubschrauber und Geld. Letzteres jedoch nicht bedingungslos. Wer 
nicht spurt und keine Erfolge bei der Bekämpfung des Rauschgift- 
handels aufweisen kann, dem. drohen Sperrung von Krediten und wirt- 
schaftliche Sanktionen. 


Um Kolumbien auf die Sprünge zu helfen, wurden im Frühjahr 1984 
strikteste Kontrollen sämtlicher Einfuhren aus diesem Land in die 
USA und aller Touristen durchgesetzt. Außerdem erhob man eine Son- 
dersteuer auf die für das Land wichtigen SchnittbTlumenexporte in 
Höhe von 12%. 


Bei der DEA hat sich eine Philosophie breitgemacht, die der US- 
Generalstaatsanwalt so formulierte: "zuerst sollen sie Erfolge 

bei der Drogenbekämpfung vorweisen, danach können sie kommen und 
Finanzhilfe zum Wiederaufbau ihrer Volkswirtschaften auf gesunder 
Grundlage verlangen." Er plädiert in einem Bericht an den Kongreß 
dafür, den Antidrogenkampf über die Gewährung von Auslandskredi- 
ten zu lenken. Im Moment sieht es so aus, als würde ein 48-Mio- 
Kredit an Bolivien gestoppt, der innerhalb eines 5-Jahresplans 

zur Drogenbekämpfung gewährt werden sollte. Wer sich dagegen 
wehrt, daß mit Paraquat (starkgiftiges Herbizid, das in Kolumbien 
unter anderem von BASF, Hoechst und Schering vertrieben wird), 
Glifosphat oder einem anderen Unkrautvernichtungsmittel gegen Ma- 
rihuana und Kokainpflanzungen vorgegangen wird, muß mit Repression 
rechnen. Solche Mittel kommen in der "Sierra Nevada" an der kolum- 
bianischen Atlantikküste über den dortigen Mar ihuanapf Tanzungen 
immer wieder zum Einsatz. Es ist typisch für die Politik der USA, 
gefährliche Stoffe im eigenen Land so gering wie möglich einzuset- 
zen, diese aber reichlich in den von ihnen abhängigen Ländern zu 
verwenden. Auf den US-amerikanischen Anbauflächen für Marihuana 
werden Herbizide von diesem kaliber nicht eingesetzt. Das Problem 
wird jedoch mit Pflanzenvernichtungsmitteln und Repression gegen 
die Campesinos in den Anden nicht gelöst werden. Der bolivianische 
Botschafter in Washington fasst die Problematik so zusammen: "der 
einzige Weg, die Produktion in den armen Ländern zu kontrollieren, 
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führt über eine Verbesserung der Lebensbedingungen der Bauern: 
ınehr und bessere Straßen, mehr Gesundheits- und Erziehungseinrich- 
tungen, höherer sozialer Wohlstand. Nur für Bolivien würde ein 
einleitendes Program, das die Ersetzung der Kokapf lanzungen durch 
alternative Kulturen zum Ziel hat, 1 Mrd. US-$ kosten." 


Kalifornien bitte auslassen! 
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Das andere Problem, das sich bei der Drogenbekämpfung stellt, ist 
das Folgende: "solange es einen Markt gibt, wird dieser auch ver- 
sorgt." 


Obwohl durch eine Ausweitung der Repression des Rauschgifthandels 
in Kolumbien bestimmte Erfolge erzielt wurden - der Kokainpreis 

in Miami stieg innerhalb der letzten sechs Monate von 23'000 auf 
35'000 $ pro Kilo - läßt sich der Drogenhandel so nicht effektiv 
bekämpfen. In einem Land unterdrückt, erblünht der Kokainhandel 

im nächsten. Als neue Produzenten in Lateinamerika kamen Ecuador 
und Brasilien hinzu. Aufbereitet wird nach Angabe des US-Magazins 
"Time" das Kokain zusätzlich in geheimen Laboratorien in Argenti- 
nien, Brasilien, Venezuela, Panama und den USA selbst, in der Nähe 
von Miami. Mexiko spielt eine wichtige Rolle für den Transfer. 


Vielleicht haben die USA an einer solchen Entwicklung ihr Inter- 
esse. Je größer die Zahl der Länder, die in irgendeiner Form in 
den Drogenhandel verwicklet sind, desto ausgeweiteter der Aktions- 
radius von DEA-Beamten, deren Eindringen in die militärischen 
Apparate dieser Länder über den Rauschgifthandel legitimiert wird. 
In Kolumbien befinden sich 1t. US-Angaben 16 Anti-Drogen-Agenten. 
Mit ihrer Unterstützung wurden 12 Sondereinheiten der Polizei zur 
Bekämpfung des Drogenhandels gebildet. 


Eine effektive Unterdrückung des Rauschgifthandels in Lateiname- 
rika müßte jedoch bei den dort herrschenden Militärs, den "Dro;yjen- 
gangstern mit Beamtengehalt", ansetzen. Die US-Politik geriete 

in einen Widerspruch, Im Endeffekt sind die nordamerikanischen 
Drogendezernate mehr an der "Aufrechterhaltung korrupter, pro- 
westlicher Regierungen interessiert, als an einer ernsthaften und 
kritischen Einschätzung der ökonomischen und kulturellen Deforma- 
tionen, die die gegenwärtige Struktur des Handels hervorruft" 
(Henman S. 144). Für diese Politik sind die US-Agenturen austausch- 
bar. Wo der CIA diskreditiert ist, kommt die DEA, um den Kampf 
gegen Drogen, Subversion und internationalen Kommunismus aufzuneh- 
men, Die "Narcoguerilla" und nicht das institutionelle System des 
Drogenhandels muß nach US-Devise dort vernichtend geschlagen wer- 
den, wo sie auftritt, sei es in Argentinien, Kolumbien, Peru oder 
Nicaragua. 


Quellen: 

1) ANIF: La legalizaciön de la Marihuana, Bogotä 1980 

2) Mario Arango/Jorge Child: Bancarrotas y crisis, Bogotä 1984 

3) Colombia hoy: EI Rostro del Narcotrafico, Sep-Oct 84, Bogotä 

4) Newsweek 25. 2. 85 

5) Time 25. 2. 85 

6) Informationen aus verschiedenen Nummern der kolumbianischen 
Tageszeitungen "EI Tiempo" und "E] Espectador", sowie des Wo- 
chenmagazins "Semana" 

7) Anthony Henman: Mama Koka, Bremen 1981 


49 


GUATEMALA - BRD 


Ungebetene Gäste beim Diktator 


Um Guatemala ging es in einer aktuellen Stunde im Bundes- 
tag am 17.4. 85. Beantragt wurde sie von der SPD-Frak- 
tion. Anlaß dafür waren die "Reiseeindrücke"” von SPD- 
Abgeordneten in Guatemala sowie die bevorstehende Reise 
des BMZ-Ministers Warnke. 


So total, so bedingungslos hatten sich die SPD-Abgeord- 
neten Freimut Duve und Ernst Waltemathe die Herrschaft 
der Generäle in Guatemala nicht vorgestellt. 


Der nachhaltigste Eindruck dieser Reise: die konkrete 
sinnliche Erfahrung der alltägliche Gewalt, die vom 
Staatsapparat ausgeht. In den Gesichtern vieler Gesprä- 
chspartner wäre die kaum zu verbergende Angst unüber- 
sehbar gewesen. Dagegen ist nur von geringer Bedeutung, 
daß Staatchef Mejia "keine Zeit" hatte,sie zu empfangen, 
und daß Lobos Zamora -der Schlächter von-Coya, wie er 

seit den persönlich von ihm angeführten Massakern in der 
Provinz Huehuetenango vom Volk genannt wird - General- 
stabschef und zweiter Mann der Regierung, sich vom Ab- 
teilungsleiter "für zivile Angelegenheiten" der Armee 
vertreten ließ. Dieser Public Relation-Manager des Mili- 
tärstaates beging allerdings den Fehler, die beiden Par- 
lamentarier über eine halbe Stunde warten zu lassen, so 
daß diese es vorzogen, den Termin abzubrechen und sich 
diesbezüglich vor der Presse zu erklären. Großen Nachhall 
in der Presse fanden die Vorwürfe der Abgeordneten gegen- 
über dem Regime, daß die Menschenrechtsverletzungen nicht 
ab-, sondern zugenommen haben. 


Außenminister Andrade wies die Vorwürfe mit starken Wor- 
ten zurück - er sprach von einer "neuen Form des Imperi- 
alismus. Für das Regime stand von vorn herein fest, wie 
ihre deutschen Gäste einzustufen wären: Duve hat sich 
bereits früher mehrfach gegen die Massakerpolitik der 
Militärs gewandt und wie H.U.Klose ist Duve Mitunter- 
zeichner eines Aufrufs gegen die staatlichen Menschen- 
rechtsverletzungen, der am 30.9..84 in der Da u 
"El Grafico" erschien. Waltemathe äußert sich seit Jan” 
ren energisch gegen die Militärdiktatur in Chile. 


Er habe den Eindruck gewonnen, sagt Duve nach seiner 
Rückkehr von dem 5-tägigen Besuch in Guatemala, "daß die 


Militärs eine Kaste bilden, die wie ein parasitäres Ge- 
wächs, wie ein Pilzgeflecht sämtliche Bereiche des so- 
zialen, wirtschaftlichen und politischen Lebens durch- 
zieht und diese kontrolliert." Im wesentlichen durch die 
Ausübung des blanken Terrors. - Immer wieder sei. en sie 
geradezu flehentlich gebeten worden, keinerlei Namen 
oder Ortsbezeichnungen publik zu machen, die Rückschlüs- 
se auf ihre Informanten zulassen könnten. Dies treffe 
vor allen zu für Priester und Angehörige der kirchlichen 
Basis, aber auch für Gewerkschafter oder die Frauen der 
"Grupo de Apoyo Mutuo "(GAM), für Parteiaktive der chri- 
stdemokratischen Mitte oder der gerade in die Legalität 
zurückgekehrten sozialdemokratischen PSD. Duve äußerte 
tiefe Zweifel daran, daß die Militärs die Macht an de- 
mokratisch gewählte zivile Organe abtreten werden, auch 
wenn er die Bemühungen der letztgenannten Parteien res- 
pektiert, eine gesellschaftliche Basis wiederherzustel- 
len, auf die sie sich stützen können. 


Terror und Todesdrohungen verschaffen dem Regime auch 
im Landesinnern weitgehende Kontrolle über die Bevölke- 
rung. Fragt sich nur, wie lange dieses System funktio- 
nieren kann, bemerkt Duve. Je brutaler ihr Gewaltregime, 
desto mehr ziehen sich die Militärs den Haß der campesi- 
nos zu. 


Bereits während der ersten Pressekonferenz nach ihrer 
Rückkehr kündigten die beiden Abgeordneten einenßrief 

an den Papst an, in dem dieser aufgefordert wird, sich 
bei dem bevorstehenden Zusammentreffen mit Mejia Victo- 
res schützend vor die GAM zu stellen. Möglicherweise 
trug diese Initiative mit dazu bei, daß die für die aus- 
sen- wie innenpolitische Aufwertung des Regimes außer- 
ordentlich wichtige Staatsvisite Mejias im Vatikan abge- 
sagt wurde. Es heißt, daß aufgrund neuerlicher spektaku- 
lärer Morde in Guatemala der Vatikan selbst an einem Zu- 
standekommen dieser Audienz nicht mehr interessiert war. 


OFFENER PROTEST 


Die Wellen der Proteste und Kritik gegen das Militärre- 
gime schlagen zur Zeit so hoch wie lange nicht mehr:Die 
Zeitungen des Präsidentschaftskandidaten der zentristi- 
schen UCN, Carpio Nicolle, "El Grafico" und "La Razön" 
veröffentlichen eine Flut von Anklagen und bezahlte An- 
zeigen, in denen der Mord an zwei führenden Mitgliedern 
der GAM verurteilt wird. Der Präsident der GAM, Hector 
Rolando Gomez, war am 30.3. ermordet worden. Seine Lei- 
che wies zahlreiche Folterspuren auf;eine Woche später 
fand man die Leiche des führenden GAM-Mitgliedes, Maria 
del Rosario Godoy. 
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Daneben geriet die Regierung unter gezielten Beschuß von 
Seiten des Unternehmerverbandes CACIF sowie mehrerer 
Parteien wegen neuerlich verordneter Steuererhöhungen 
für Konsumgüter und wirtschaftliche Sparmaßnahmen. Die 
Presse heizte den Protest der Bevölkerung zusätzlich mit 
Berichten über Umsturzgerüchte an. Es kam zu Hamsterein- 
käufen und einer rapiden Abwertung des Quetzal (1:2,50 
US $) auf dem parallelen Devisenmarkt. Am 12.4. sah sich 
Mejia gezwungen, das Finanz- und Wirtschaftsministerium 
neu zu besetzen. 


FRAUEN GEGEN MILITÄRS 


Die geschilderten Ereignisse verdeutlichen, daß sich das 
Regime z.2. außerordentlich bedroht fühlt. Die das Re- 
gime entlarvenden und belastenden Morde an den beiden 
GAM-Mitgliedern sind ein Zeichen der Schwäche, weil sie 
zeigen, daß die Generäle sich nur durch immer stärkeren 
Terror an der Macht halten können. Damit aber vermögen 
sie nicht, den Anschein einer "Rückkehr zu demokrati- 
schen Verhältnissen" zu erwecken. Dies wiederum bringt 
sie in Konflikt mit den Parteien der rechten Mitte, die 
ebenso wie ihre Souffleure im State Department befürch- 
ten müssen, daß ihr Kalkül nicht aufgeht, die Bevölke- 
rung Guatemalas und die internationalen Beobachter über 
die "guten Absichten aller am Demokratisierungsprozeß 
Beteiligten" täuschen zu können. 


Die politisch abstinente GAM ist derweil zum Kristalli- 
sationspunkt der Hoffnung großer Teile der Bevölkerung 
geworden. Hartnäckig fordern diese Frauen das Leben ih- 
rer verschwundenen Angehörigen.Der Diktator kann jedoch 
die Opfer der poltischen Verfolgung nicht wieder heraus- 
geben. Zum größten Teil sind die Verschleppten inzwischen 
tot. Allwöchentlich versammeln sich die GAM-Mitglieder 

- zumeist Frauen - vor dem Innenministerium und fordern 
Auskunft über ihre Angehörigen. Mit jeder Entführung 
wächst die Zahl derer, die Anklage erheben.Das Regime 
antwortet mit Mord an den Führungspersonen der GAM und 
schiebt die Tat damsog. "Staatsfeinden "in die Schuhe, 
denen an einer "Destabilisierung" des angeblich begonne- 
nen Demokratisierungsprozesses gelegen sei. Mejia, der 
selbst zuvor die GAM als "mit der Subversion im Bunde" 
bezeichnet hatte und damit das Startzeichen für die Ver- 
folgung gab, heuchelt jetzt, "dunkle, verblendete Kräfte" 
seien im Spiel. Der Grund dieser für das Ansehen Guate- 
malas so schädlichen Morde liegt allein darin, daß das 
Auftreten der GAM das Image befleckt, um das das Regime 
so bemüht ist. Und: je länger dies fortdauert und je nä- 
her die Präsidentschaftswahlen rücken, desto schädlicher 
der Imageverlust. Die Diktatur sieht sich in die Enge 
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getrieben von einer Gruppe standhafter. Frauen. Es sind 
einfache Frauen, Indigenas zumeist. Sie haben die Angst 
verloren. 


Am 13.4. protestierten in Guatemala Stadt ca. 1000 Men- 
schen gegen die erneute Welle staatlicher Gewalt und 
den Versuch der staatlichen Killerkommandos, die GAM 
mundtot zu machen. Die Demonstration kam zustande, ob- 
wohl viele die berechtige Angst hatten, die Todesschwa- 
dronen würden ein Blutbad anrichten. Die Flut interna- 
tionaler Solidaritätskundgebungen trug offenbar dazu 
bei, daß es nicht so weit kam. Das Regime gab sich so- 
gar die Blöße, die US-Kongreßabgeordneten Bob Edgar und 
Ted Weiss sowie die Vizepräsidentin von American Watch, 
Aryeh Neuer und den Pfarrer W. Sloan mit der Ausweisung 
zu bedrohen, um sie von ihrer geplanten Teilnahme an der 
GAM-Demonstration abzuhalten. 


GUATEMALA - DEBATTE IM BUNDESTAG 


Einhellig beklagten die Sprecher aller Parteien die fort- 
gesetzten Menschenrechtsverletzungen, von denen sie auch 
die staatlichen Organe nicht ausnehmen. Während SPD und 
GRÜNE jedoch die Beteiligung der Staatsorgane in den Vor- 
dergrund stellen und aus diesem Grunde die Einstellung 
bundesdeutscher Entwicklungshilfe fordern, folgt die Ar- 
gumentation der Regierungsparteien dem altbekannten Mu- 
Ster: 1) Gleichermaßen sind die Menschenrechtsverletz- 
ungen vier Kräfte zuzuschreiben: Armee (bzw. Sicherheits- 
organe) und Guerilla, Extremis n von rechts sowie ge- 
wöhnliche Kriminelle und Gewalt.äter. 

2) die Berichte zur Menschenrechtslage sind "wider- 
sprüchlich ("man darf nicht alles glauben, was so be- 
richtet wird") (Staatssekr. Köhler vom BM2) 

3) Guatemala hat,wie viele Lateinamerikas, eine 
lange Tradition der Gewalt (Lamers, CDU) 

4) Die Regierung Guatemalas bemüht sich hingegen 
um Besserung; es gibt eine aufsteigende Tendenz. Bestes 
Beispiel dafür ist der "demokratische Fahrplan". Wei- 
tere Beweise: die "außenpolitische Friedensbestrebung 
Guatemalas, zZ. B. bei Contadora (Staatsminister Mertens, 
Auswärtiges Amt). 

Fazit: Entwicklungshilfe: ja, Aufwertung und Unterstütz- 
ung der "demokratischen Neuanfänge"tja. 

CDU und FDP leugnen den planvollen Zusammenhang von or- 
ganisiertem staatlichen Terror, Todesschwadronen, Coun- 
terinsurgency-Programm (strategische Dörfer, Zivilpat- 
rouillen etc.) sowie weitgehender Militarisierung des 
Landes. Eine Verbindung gar zum Pentagon mochte auch die 
SPD nicht erkennen. Als der Sprecher der GRÜNEN die Ver- 
antwortung der USA anprangerte und daran erinnerte, daß 
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hohe US-amerikanische Militärs behilflich waren, den jetzigen 
Diktator an die Macht zu bringen (vergl. LN Nr. 118/119), ermte- 
te er Buh-Rufe bei der Regierungskoalition. Auf den großen Bruder 
lassen sie nichts kommen, 

Erwartungsgemäß belehrte der Staatsbesuch Warnkes ın 
Guatemala den Minister nicht eines besseren: Trotz 
jahrzehntelanger Aggressionspolitik Guatemalas gegenüber 
Mexico durch fortgesetzte Grenzverletzungen, trotz aus- 
drücklicher Annexionshaltung gegenüber Belice weiß 
Warnke von der "Politik des Friedens", die Guatemala 
treibt, zu berichten. Daß Guatemala sich aus dem von 
der Reagan-Administration geschürten Mittelamerika-Kon- 
flikt heraushält und eine neutrale Po sition einnimmt, 
hat nicht das geringste mit der Friedfertigkeit zu tun, 


. sondern ausschließlich mit der vordringlichen Aufgabe 


der guatemaltekischen Armee die inneren Konflikte zu 
"lösen", d.h. die poltisch-militärischen Widerstands- 
kräfte im eigenen Land zu besiegen.Da der Armee dies 
nicht gelingt, wie die Ereignisse der letzten Jahre 
zeigen, wäre jede Einmischung in größere regionale Aus- 
einandersetzungen für die Generäle ein Selbstmordprog- 
ramm. 

Warnkes 2. These: "Es haben freie Wahlen zur Verfas- 
sungsgebenden Versammlung stattgefunden, die eine 

klare Mehrheit demokratisch ausgerichteter Parteien er- 
bracht haben” ist eine glatte Lüge. Nicht nur daß Wahl- 
zwang bestand; in einem Klima stärkster Repression 
wurden zahlreiche Parteiaktive, darunter auch Christ- 
demokraten ermordet oder entführt. Außerdem waren nur 
Parteien der Rechten angetreten sowie der rechten Mitte. 
Die Sitzmehrheit erlangten die Ultrarechten; gewählt 
wurden diese Parteien ohnehin nur von 45% der Wahlbe- 
rechtigten. Wahl-rlaubnis hatten auch die paramilitä- 
rischen Zivilpatroullien, eine Tatsache, die nicht mit 
der derzeit gültigen Verfassung in Einklang steht.. 


Aber dennoch: Guatemala erhält Entwicklungshilfe, die 
wirtschaftliche Zusammenarbeit wird gefördert.Viellicht 
aus den Geldern, die man in Nicaragua einspart? 


Quelle: Informationsstelle Guatemala, Rundbrief Nr. 44 
mit ein igen Kürzungen und Zusammenfassungen. 
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Die Hilfe der BRD ermutigt 


und begünstigt das Militärregime 


In völligem Widerspruch zur Haltung der SPD-Bundestagsfraktion 
(siehe vorhergehender Artikel) steht die Information über ein an- 
gebliches Projekt der SPD-nahen Friedrich-Ebert-Stiftung in Gua- 
temala, welches im Haushaltsplan des BMZ für 1985 ausgewiesen ist. 
Die Friedrich-Ebert-Stiftung dementiert bisher pauschal Jegliche 
Beteiligung. Wie erscheint dann aber ihr Name im Haushaltsplan? 
Wir übernehmen den folgenden Artikel von Gregorio Selser, der am 
12,4,85 in der mexikanischen Tageszeitung 'EL Dia’ erschien. 

Um Äußerungen über die Verletzung von Menschenrechten ent- 
gegenzutreten, die zwei sozialdemokratische deutsche Abgeord- 
nete beim Abschluß ihres Guatemala-Besuchs in einem Hotel 
der Hauptstadt vorgebracht hatten, erklärte Außenminister 
Fernando Andrade, daß "Guatemala keinerlei offizielle Be- 
schwerde vorbringen wird, da Guatemala sehr gute Beziehun- 
gen zur Bundesrepublik Deutschland unterhält und im Rahmen 
der Europäischen Gemeinschaft die Lage in Guatemala wohlbe- 
kannt ist." 


Diese Art von Selbstgefälligkeit erklärt teilweise das Unvermö- 
gen der internationalen Gemeinschaft, auf den grundlegend 
kriminellen Charakter der guatemaltekischen Militärregimes 
einzuwirken, die einander mit kurzen Unterbrechungen von 
Juli 1954 bis auf den heutigen Tag folgten. Die Bundesrepu- 
blik Deutschland, die USA und Israel scheinen sich an Vernei- 
gungen vor dem gegenwärtigen Diktator, Oscar Mejia Victores, 
zu überbieten. Darüber hinaus ist es jedoch unerklärlich, daß 
Parteien mit demokratischer Tradition, wie die bundesdeutsche 
SPD, in die Machenschaften der offenen und indirekten Unter- 
stützung der Militärs verstrickt scheinen. 


Dies ist der Fall bei einem mit einer Million Mark dotierten 
Projekt der "Ländlichen Entwicklung in Guatemala", das im 
Budget des Bundesministeriums für Wirtschaftliche Zusammenar- 
bei (BMZ) für das Haushaltsjahr 1985 ausgewiesen ist. Auf 
derselben dem Haushaltsausschuß des Bundestags vorgelegten 
Seite, auf der in der "Aktuellen Planung" ebenfalls Zuwei- 
sungen für Argentinien und Chile erscheinen, ist das genannte 
Projekt der ländlichen Entwicklung in Guatemala enthalten, 
als dessen Trägerorganisation die Friedrich-Ebert-Stiftung an- 
gegeben wird. 


Falls dies stimmen sollte - und im Prinzip ist ein im Bundes- 
tag ausgestelltes Dokument wohl nicht anzuzweifeln -, so er- 
schiene die Friedrich-Ebert-Stiftung als Garant eines Plans, 
der sich, wie man es auch drehen und wenden mag, unter 
der Bezeichnung "ländliche Entwicklung" in die Strategie der 
verbrannten Erde einfügt, welche sich hinter Formulierungen 


wie "Entwicklungspole" und "Modelldörfer" verbirgt und wäh- 
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rend der Diktaturen der Generäle Romeo Lucas Garcia und 
Efrain Rios Montt eingeleitet wurde. Das BMZ gewährte den 
Militärs im Jahre 1982 2,9 Millionen Mark an Lebensmittellie- 
ferungen und 1983 3,5 Millionen Mark, die als "Entlohnung 
von Arbeitskräften in arbeitsintensiven Selbsthilfeprojekten" 
etikettiert wurden, eine Schönfärberei, die den wahren Zweck 
dieser Mittel verbergen soll. Zudem war für 1985 bereits ein 
"Reserveprojekt" über 8 Millionen Mark zur Förderung der 
"ländlichen Erschließung im indianischen Hochland" vorgese- 
hen. Wenn wir an die über 60'000 Indianer denken, die aus 
Guatemala in die Nachbarländer fliehen mußten, um dem von 
der guatemaltekischen Armee betriebenen ungeheuren Massaker 
zu entkommen, dann klingt diese Zuweisung eher nach deut- 
schem Hohn als nach deutschem Witz. 


Die Bedeutung dieser Schenkung beruht gerade auf der Art 
und Weise, in der das BMZ erfolgreich die SPD und die Fried- 
rich-Ebert-Stiftung in einen Vorgang verwickelt, der schließ- 
lich eine offenkundige Komplizenschaft der regierenden CDU 
mit dem barbarischen Völkermord der guatemaltekischen Mili- 
tärs darstellt. In diesem Zusammenhang sind die Anmerkungen 
von Albert Recknagel in einer Fußnote seines Aufsatzes "Wah- 
len im Counterinsurgency-Staat. Was verbirgt sich hinter der 
'Demokratisierung autoritärer Regimes'?" recht erhellen, der 
in der Zeitschrift "Istmo" (Nr. 8, Januar 1985, Münster, S. 
16-31) veröffentlicht wurde: 


"Entgegen einem nach außen hin erweckten Eindruck, daß kei- 
ne entwicklungspolitische Zusammenarbeit westdeutscher Stellen 
mit dem Regime von Mejia Victores bestehe, lassen sich beim 
BMZ wie auch bei der Friedrich-Naumann-Stiftung (FDP) und 
der Konrad-Adenauer-Stiftung (CDU) für die letzten Jahre Pro- 
jekte und für 1985 Projektvorhaben nachweisen, Neu ist, daß 
die SPD-nahe Friedrich-Ebert-Stiftung für 1985 ihre Projekttä- 
tigkeit wiederaufnehmen will (Projektvorhaben "Ländliche Ent- 
wicklung", 1,0 Mio DM). Auch das BMZ, z.2. mit 27 Projekten 
und 3 Fachkräften in Guatemala präsent, plant für 1985 wie- 
der Neuprojekte (Haushaltsplan der Bundesregierung für 1985) ." 


Nach Rückfrage bei der Friedrich-Ebert-Stiftung ‚In Bonn laute- 
te die Antwort, jegliche Beziehung zum beschriebenen Projekt 
sei völlig unbekannt. Wir wären froh, wenn dem so wäre. 
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DRITTE WELT MEDIEN-BÖRSE 


Am Anfang der LATEINAMERIKA TAGE '85 stehen die LATEIN- 

AMERIKA FILMTAGE, an ihrem Ende eine DRITTE WELT MEDIEN- 

BÖRSE, veranstaltet von den LATEINAMERIKA NACHRICHTEN in 

Zusämmenarbeit mit dem Kunstamt Kreuzberg. 

Mittlerweile gibt es eine breite Palette an Literatur aus der 

und über die Dritte Welt. Sie umfaßt literarische und wissen- 

schaftliche Veröffentlichungen. Neben den großen Verlagen, 

die freilich nur das verlegen, was sich voraussichtlich gut 

verkaufen läßt, gibt es eine große Zahl kleinerer engagierter 

Verlage, die sich ganz oder mit einem großen Teil ihres Pro- 

gramms Themen der Dritten Welt widmen, 

Solche Verlage stellen sich - neben den deutschsprachigen 

Dritte-Welt-Zeitschriften - mit Ständen in der Medienbörse dem 

Berliner Publikum vor. 

In einem Nebenraum werden Filme und Dia-Serien zu Themen 

der Dritten Welt gezeigt. 

Den inhaltlichen Schwerpunkt der DRITTE WELT MEDIEN-BÖRSE 

bilden zwei Podiumsdiskussionen: 

Do, 20.6. 16 Uhr: DRITTE WELT IN DER SCHULE 
Macher und Verbraucher von Unterrichtsein- 
heiten zum Thema Dritte Welt diskutieren 
über die Behandlung des Themas in der 
Schule. 

Sa, 21.6. 17 Uhr: BERICHTERSTATTUNG AUS DER DRITTEN WELT 
ZWISCHEN OBJEKTIVITÄT UND PARTEILICHKEIT 
"Bürgerliche" und "alternative" Journalisten 
diskutieren über Selbstverständnis, Kriterien 
und Bedingungen journalistischer Arbeit zur 
Dritten Welt. 

Im Rahmen der Medienbörse werden am 

20.6. 20 Uhr lateinamerikanische Autoren und am 

21.6. 20 Uhr Autoren aus Afrika und Asien 

aus ihren Werken lesen. 


Den Abschluß der Medienbörse bildet das PRESSEFEST der 
LATEINAMERIKA NACHRICHTEN am 22.6.85 ab 20 Uhr. 


ÖFFNUNGSZEITEN: 20.6. 11-19 Uhr 
21.6. 10-19 Uhr 
22.6. 11-14.30 Uhr 


ORT: Ballhaus Kreuzberg, Naunynstr. 27, 1000 Berlin 36 


LATEINAMERIKA NACHRICHTEN PRESSEFEST 
mit mehreren Musikgruppen(Salsa, Tango ...), Theater, Video, 
Gesprächen mit LN-Redakteuren, lateinamerikanischem Essen 


und Getränken und viel guter Laune (bitte mitbringen!) ... 
am 22.6.85 ab 20 Uhr 
im Ballhaus Kreuzberg, Naunynstr. 27, 1000 Berlin 36 
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ZEITSCHRIFTENSCHAU 


ila-info Nr. 85, Mai 1985 Römerstr. 88, 5300 Bonn 1 
Schwerpunkt: Der Bonner Weltwirtschaftsgipfel: Die Betroffenen haben keine Stimme 
/ Ein Tanz der Vampire / Silicon-Valley und der Krieg der Sterne 

Berichte und Hintergründe: Das ganze System muß verändert werden, Gespräch mit 
dem Vorsitzenden der Fabrikkommission von VW do Brasil / Leute mit unentbehrlichen 
Spezialkenntnissen; Deutsche Nazis in Südamerika / Briten raus - Yankees rein? 
Belize bald 52. Staat der USA? 

Ländernachrichten: El Salvador: Geht das US-Konzept auf? / Honduras: Vorwahlkampf 
und Gründung eines neuen Oppositionsbündnisses /. Hicaraquas Im Würgegriff / Para- 
guay: Keine rosigen Zeiten für Stroessner! / Peru: Wahlen vom 14. April. 
Solidaritätsbewegung: Auf dem Gipfel! Überblick über die Aktionen zum Weltwirt- 
schaftsgipfel / Chile: Der Terror geht weiter - Dringende Hilfe notwendig / Grupo 
de Apoyo Hutuo, die Mütter der Verschwundenen in Guatemala. 


Entwicklungspolitische Korrespondenz Nr. 1/1985 

Postfach 2846, 2000 Hamburg 20 
Algerien - zwischen Tradition und Moderne: Historisches zum Befreiungskampf und 
ein Gespräch mit einem ehemaligen Freiheitskänpfer / Ökonomischer und politischer 
Entwicklungsweg seit der Unabhängigkeit am Beispiel der Agrar- und Industriali- 
sierungspolitik / Politische und soziale Stellung der Frau / Re-Islanisierung. 


blätter des iz3w, Nr. 125, Mai 1985 

Postfach 5328, 7800 Freiburg 
Schwerpunkt: Ökologie und Dritte Welt II: Diskussionsbeitrag zum Naturverständnis 
/ Umweltchemikalien / Aluniniumhütte in Brasilien ALUMAR / Umweltkonflikte: Nil 
und Sambesi 
Weitere Artikel zu: Pazifik / Futtermittelkampagne / BRD-Entwicklungspolitik in 
Nicaragua / Widerstand der Quechua-Indianer gegen Landraub, Pestizide und Ölpalnen 


FORUM entwicklungspolitischer Aktionsgruppen 90/91 

Ruhrstr. 14, 4040 Neuss 21 
Rechenschaftsberichte, Kassenprüfung, Beschlußvorlagen und Anträge zum BUKO 9 
"Ökologie und Dritte Welt!" / Presseerklärung zur Asylpolitik / Weiterhin kein 
Geld des BMZ für den BUKO / Ökologie und Entwicklung / Die hilflose Hilfe / Brief 
der Kampagne "Stoppt den Rüstungsexport"' / Rüstungsexport-Info / Pharma-Brief 
/ Sonderteil zur Aktionswoche gegen Futtermittelimporte 


MITTELAMERIKA MAGAZIN Nr. 46, April 85 

Königsweg 7, 2300 Kiel 1 
Guatemala: "Kleinflugzeug kann hart zuschlagen" / Nicaragua: Inflationsbekänpfung 
als Wirtschaftskonzept / Kaffeernte beendet: Mäßiges Ergebnis / El Salvador: Aus- 
flug in die BRD / Aufgewärmt schmeckt besser / Wir trauern um „.. / Karibik: Plün- 
derung des Paradieses / Fremde im Paradies / Rückblick: Das vermächtnis der Mon- 
roe-Doktrin / Kultur: Der Aufstand der Wände / Soliarbeit: Städtepartnerschaften: 
Mainz - Dirimba, Nürnberg - San Carlos 


AIB Nr, 5, Mai 1985 Liebigstr. 46, 3550 Marburg 
Kommentar: US-"Friedens"-Initiative zu Nicaragua / Südafrika: Aufstand in den 
Vorstädten / Sudan: Numeiris Endes Neuanfang für den Sudan / Pazifik: ANZUS-Pakt 


vor dem Ende? / Chile: Die Salvadorisierung Chiles / Grundsatzprogramm der HDP 
/ Libanon-Sonderteil / Uruguay: Generalamnestie in Uruguay / El Salvador: Gespräch 
mit Carlos Martinez (FMLN) / USA: Reagan greift den "Terrorismus" an (II) / 
Trunpf-As Special Forces / Nicaraguanische "Contras" - Reagans Vorzeigeterroristen 


EINGEGANGENE BÜCHER 


Juan Acevedo: Paco Yunque. Bildergeschichte nech der Erzählung von Cesar Vallejo. 
AG SPAK (Kistlerstr. 1, 8 000 München 90), 1984, 20 S. Großformat 


Lisandro Otero: General zu Pferde. Roman, Weltkkreis-Verlag, Dortmund 1985, 1528, 


Thomas Theye Hg.): Wir und die Wilden. Einblicke in eine kannibalische Beziehung. 
rororo-Sachbuch, Reinbek 1985, 320 S. 


amnesty international; Haiti - ein Kurzbericht. 1985, 48 S. 


Friedrich Kassebeer: Die Tränen der Hoffnung. Machtkampf in Hittelanerika. Serie 
Piper, München - Zürich 1984 


Ortrun Froehling: Mein zerbrochenes Volk. Erzählungen und Gedichte aus Sri Lanka. 
Dialog Dritte Welt, Peter Hammer Verlag, Kuppertal 1985, 122 S. 


P. Löpez, L. Alarcon: Ich suche ihn. Er ist mein Sohn, ein verschwundener politi- 
scher Gefangener in Chile. Ediciones Concepciön, Bochum 1985, 145 S. 


Verein zur Förderung von Landwirtschaft und Umweltschutz in der Dritten Kelt e.V. 
(Mainzer Str. 14, 6501 Stadecken-Elsheim 2): Landwirtschaft in Nicaragua. Reader, 
1985 


Peru-Informationen lo: Analyen. zur politischen, wirtschaftlichen, sozialen Situa- 
tion und den Wahlen. Herausgeber und Bestelladresse: Peru-Konitee, c/o ESG, Uni- 
versitätsstr. 19, 4300 Essen 


Jorge Amado: Die Auswanderer von Sao Francisco. Roman aus Brasilien. Dialog Drit- 
te Welt, Peter Hamner Verlag, Wuppertal 1985, 325 S, 


Ankündigung edition FDCL_7 Ankündigung 


Manfred Ernst, Ali Schwarz 


«0. DENN SIE WISSEN WAS SIE TUN 


zwischen Solidarität und Boykott 


die BRD und Nicaragua 


Diese Arbeit untersucht die staatliche Entwicklungspolitik 
gegenüber Nicaragua und beschreibt Selbstverständnis 
und Projekte der in Nicaragua arbeitenden Nicht-Regie- 
rungsorganisationen ebenso wie die Aktivitäten der So- 
lidaritätsbewegung. 

Mit dieser Arbeit wird am Fallbeispiel Nicaragua ein 
Beitrag zu einer umfassenden entwicklungspolitischen 
Diskussion geleistet. 

Das Selbstverständnis entwicklungspolitischer Trägeror- 
ganisationen und der Solidaritätsbewegung wird in sei- 
ner Entwicklung zu den heute vertretenen Positionen 
dargestellt. Interviews ımit Repräsentanten der Organisa- 
tionen oder den vor Ort arbeitenden Entwicklungshelfern 
und -experten geben einen praxisnahen Einblick in 
Schwierigkeiten aber auch Erfolge der Projektarbeit in 
Nicaragua. 

Angesichts der immer stärkeren Unterordnung entwick- 
lungspolitischer Zielsetzungen unter wirtschaftliche und 
außenpolitische Interessen (Ost-West-Konflikt) scheint 
uns dieses Buch politisch sehr wichtig. Es bietet Fakten 
und Hintergrundinformationen, die die entwicklungspoliti- 
sche Diskussion nur bereichern können. 

Ein Buch, in dem das Thema umfassend analysiert wird, 
ohnein einen universität-wissenschaftlichen Stil zu ver- 
fallen. Eine gut lesbare Lektüre, die eine breite Öffent- 
lichkeit anspricht. 


Das Buch erscheint Mitte Juni 1985. Es wird ca. 350 Seiten 
haben und DM 19,80 kosten. 
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